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Traktandum 1 

Mitteilungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich begrüsse Sie zur heutigen Sitzung. Im Speziellen be-
grüsse ich Johanna Dietiker, welche heute in Pflicht genommen wird und Etienne Huber. Er 
wird seine Bürgermotion vertreten. Im Vorfeld zu dieser Sitzung hat es interessante und 
lehrreiche Diskussionen über die Anwendungsmöglichkeiten von unseren parlamentari-
schen Instrumenten gegeben. Die Diskussionen sind nicht neu, haben sich aber vielleicht 
mit dem neuen Einwohnerrats-Reglement nochmals etwas akzentuiert. Ich würde es be-
grüssen und wir laden den Stadtrat auch entsprechend dazu ein, sich künftig in der Bot-
schaft standardmässig vertiefter mit der Motions- und Postulatsfähigkeit von Eingaben des 
Einwohnerrats auseinander zu setzen. Ich glaube, dabei würde der Ratsbetrieb und auch 
die Verwaltungstätigkeit nur profitieren. In der Hoffnung, dass wir die Zeitlimite heute 
nicht ausschöpfen müssen, komme ich sogleich zu der Inpflichtnahme des neuen Ratsmit-
gliedes Johanna Dietiker. 

An der heutigen Sitzung sind 48 Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte anwesend. Das ab-
solute Mehr liegt bei 25. Entschuldigt haben sich die Einwohnerräte Samuel Marti und 
Thomas Waldmeier. Der Stadtrat ist vollzählig erschienen. Die Traktandenliste wurde ord-
nungsgemäss zugestellt. 
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Traktandum 2 

Inpflichtnahme von Johanna Dietiker als neues Ratsmitglied 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Das Wahlbüro hat an seiner Sitzung vom 24. September 
2024 Johanna Dietiker als Ersatz für Cornelia Forrer bestätigt. Sie ist für den Rest der lau-
fenden Amtsperiode 2022 – 2025 gewählt. Neue Ratsmitglieder müssen in Pflicht genom-
men werden. Ich bitte deshalb Johanna Dietiker nach vorne zu kommen. Ich werde die Ge-
löbnisformel vorlesen und bitte sie, diese mit den Worten "ich gelobe es" zu bestätigen. 
Die Ratsmitglieder bitte ich, aufzustehen. "Ich gelobe als Mitglied des Einwohnerrats, das 
Wohl der Stadt Aarau zu fördern und gemäss der Verfassung und den Gesetzen nach bes-
tem Wissen und Gewissen zu handeln". 

Herzlich willkommen im Einwohnerrat. Ich wünsche viel Freude und Zufriedenheit im Amt 
als Einwohnerrätin der Stadt Aarau. Ich bitte um eine kurze Vorstellungsrunde. 

Johanna Dietiker: "Ich gelobe es". Ich bin in Aarau aufgewachsen und habe die Schulen 
hier besucht. Ich arbeite im KSA als Pflegefachfrau und studiere nebenbei Pflegewissen-
schaften an der ZHAW in Winterthur. Meine Hobbies sind Biken, Snowboarden und Sport 
im Allgemeinen. Aus politischer Sicht liegt mir ein starkes Gesundheitssystem am Herzen 
und natürlich auch die Förderung von Kultur und Sport. Ich freue mich auf die Zusammen-
arbeit. 
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Traktandum 3 

Anfrage Lea Naon (GLP): Verbreiterung Zurlindensteg 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 4. März 2024 hat Einwohnerrätin Lea Naon eine Anfrage 
betreffend "Verbreiterung Zurlindensteg" eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden:  

Frage 1: 
Was ist der aktuelle Stand bezüglich der laufenden Abklärungen? 
 
Betreffend eine allfällige Verbreiterung des Zurlindenstegs wurde eine Machbarkeitsstudie 
an ein Ingenieurbüro in Auftrag gegeben. Diese Machbarkeitsstudie wird dem Einwohner-
rat hiermit zur Kenntnis gegeben. 

In der Machbarkeitsstudie wurden folgende Fragen geklärt: 
 Können die Brücken verbreitert werden 
 Wenn ja, um wieviel 
 Wenn ja, wie teuer (Grobkostenschätzung, +/-30%) 
 
Mit der Machbarkeitsstudie wurden unter anderem die Tragsicherheitsnachweise im IST-
Zustand erbracht, mit welchen eine Verbreiterung grundsätzlich denkbar wäre. Es zeigte 
sich jedoch schnell, dass eine Verbreiterung der Brückenplatte schnell in einen für die 
Tragsicherheit kritischen Bereich kommt. Bei einer Verbreiterung auf nur 3,50 m (+40%) 
vergrössert sich die Belastung überproportional um 55%. Diese Belastung liegt bereits im 
kritischen Bereich für den Träger. Zudem wurde festgestellt, dass diese geringe Verbreite-
rung von beidseits 0,50 Meter dazu führt, dass die Nachweise gemäss Norm (Nutzungsan-
forderung an Fussgängerbrücken) nicht mehr erfüllt werden können und diese Abwei-
chung im Zweifelsfall in Kauf genommen werden müsste. Für eine belastbare Aussage 
wären präzisierende Tragsicherheitsnachweise noch zu erbringen und allfällige alternative 
Verstärkungsmassnahmen zu prüfen. Weiter wäre zu klären, ob dieser Abweichung von 
der Norm aus Haftungsgründen überhaupt zugestimmt werden soll/kann. 

In einem letzten Schritt wurde eine Grobkostenschätzung (+/- 30%) einer möglichen Ver-
breiterung erstellt. Die folgenden Angaben gelten vorbehaltlich weiterer notwendiger stati-
scher Untersuchungen und allfälliger Verstärkungsmassnahmen: 

- Verbreiterung beider Brücken gemäss Studie  1'100'000 CHF 
- Weitere Kosten für Anpassungen auf der Insel sowie vor und  
 nach den Brücken, Bewilligungen, Nachweise etc.  300'000 CHF 

- Summe 1'400'000 CHF 

Bei beiden Brücken des Zurlindenstegs handelt es sich um Bauwerke aus dem Jahr 1951 in 
einem annehmbaren Zustand. Spannbetonbrücken haben in der Regel, vor allem aus den 
50ziger Jahren, eine Lebenserwartung von ca. 80 bis 90 Jahren. Somit stellt sich die Frage 
der Wirtschaftlichkeit einer Verbreiterung. Die in der Machbarkeitsstudie untersuchte mög-
liche Variante einer Verbreiterung zeigt zudem, dass die Baumassnahmen so intensiv und 
verändernd wären, dass die aktuell gültigen Baunormen und –gesetze zur Anwendung 
kommen müssten. Laut Baugesetz Kanton AG (BauG) müssen Neubauten dem gesetzlich 
vorgeschrieben Schutzziel HQ100 (100-jähriges Hochwasserereignis) entsprechen. Die bei-
den bestehenden Brücken tun dies nicht und im Ereignisfall wären sie überschwemmt. Da-
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bei besteht durchaus die Gefahr des "Wegschwimmens" der Brücken und/oder der Verklau-
sung unterhalb der Brücken. Konkret bedeutet dies bei Baumassnahmen infolge Verbreite-
rung das Anheben der Brücke auf die Schutzzielquote. Hierbei entstehende Kosten inklu-
sive der Anpassungen der Widerlager sind noch nicht ermittelt. Aus der Erfahrung heraus 
kann aber davon ausgegangen werden, dass die Wirtschaftlichkeit einer Verbreiterung bei 
weitem nicht gegeben ist. Ein solches Vorgehen kommt praktisch einem Neubau gleich. 

Aufgrund dieser wirtschaftlichen Erkenntnisse und den gestiegenen gesellschaftspoliti-
schen Ansprüchen an die verkehrliche Anbindung der Aarenau insbesondere durch Velo-
fahrende/Zufussgehende ist ein Ersatzneubau oder ein Ergänzungsbau des Zurlindenstegs 
auf Grundlage der neuesten normativen Rahmenbedingungen anzustreben. 

Frage 2:  
Wie sieht der Zeitplan aus für die Realisierung der Verbreiterung des Zurlindenstegs? Hält 
es der Stadtrat für realistisch, dass der Steg bis zur Inbetriebnahme der Tagesschule im 
Sommer 2025 verbreitert ist? 

Unter diesen Umständen (sh. Antwort 1) ist eine Verbreiterung beider Brückenbauwerke 
des Zurlindenstegs wirtschaftlich nicht sinnvoll. Eine Realisierung bis Sommer 2025 wäre 
aufgrund der bewilligungstechnischen und planerischen Zeiträume sowie der notwendigen 
Bauzeit nicht realistisch. 

Frage 3:  
Ist geplant, den Steg auf der gesamten Länge also über Wasser und auf der Insel zu ver-
breitern? 

Siehe Antwort zu Frage 1. Eine alleinige Verbreiterung der Fuss- und Veloführung auf der 
Insel lässt sich jedoch bis zur Fertigstellung der Tagesschule realisieren. 

Lea Naon, Mitglied: Ich äussere mich gerne zu dieser Beantwortung. Ich verstehe, dass die 
Beantwortung meiner Anfrage länger gedauert hat, da man die Ergebnisse der Machbar-
keitsstudie abgewartet hat. Doch acht Monate für die Beantwortung meiner Anfrage ist 
eine lange Zeit. Gerne wäre ich über die Fristenverlängerung informiert worden. Neben der 
Dauer der Beantwortung auf meine Anfrage bin ich auch inhaltlich mit der Beantwortung 
nicht ganz zufrieden. Es ist für mich schwer nachvollziehbar, weshalb der Zurlindensteg, 
nicht verbreitert werden kann, hat er doch schon einem 100 jährlichen Hochwasser erfolg-
reich standgehalten. Der negative Bescheid des Stadtrats wird aber genau damit begrün-
det, dass der Steg nicht dem Schutzziel von einem 100 jährlichen Ereignis entspricht. Das 
Jahrhundert-Hochwasser aus dem Jahr 2007 hier in Aarau hat der Zurlindensteg erfolg-
reich überstanden. Betreffend Hochwasserschutz sind wir um einiges weitergekommen. 
Mit der Erneuerung des Wasserkraftwerks Rüchlig, unterhalb des Zurlindenstegs, kann 
heute 60 Prozent mehr Wasser abfliessen. Mit der Neuregelung ist das Kraftwerk sogar 
verpflichtet, im Hochwasserfall den Wasserspiegel stark abzusenken. Das war eine Anfor-
derung an das neue Kraftwerk. Der tatsächliche Mangel des Zurlindenstegs ist nicht der 
Hochwasserschutz, sondern dass der Steg gemäss kantonaler Vorgabe zu schmal ist für 
einen Zweirichtungs-Veloverkehr, kombiniert mit einem Fussweg. Gemäss den kantonalen 
Vorgaben müsste ein solcher Weg bei grossem Verkehrsaufkommen eine Breite von 4 Me-
tern aufweisen. Der Zurlindensteg ist aber nur 2,5 Meter breit. Die Beantwortung aus dem 
Stadtrat kann ich nicht ganz nachvollziehen, wieso der Steg also nicht verbreitert werden 
kann, angesichts der Tatsache, dass der Steg jetzt schon 70 Jahre alt ist und eigentlich ge-
mäss der Antwort vom Stadtrat nur eine Lebenserwartung von 80 bis 90 Jahren hat. Viel-
leicht ist eine Verbreiterung vermutlich auch aus wirtschaftlicher Sicht gar nicht sinnvoll 
und es läuft auf einen Ersatzneubau hinaus. Es fehlt mir aber immer noch eine klare Per-
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spektive, bis wann wir mit einer Entschärfung der Situation bezüglich der engen Platzver-
hältnissen auf dem Zurlindensteg rechnen können. Ich werde das Gefühl nicht los, dass 
der Stadtrat den dringenden Handlungsbedarf entweder nicht sieht oder einfach nicht ge-
nug ernst nimmt. Im Mai 2025 werden die ersten Neubauwohnungen Aarenau der Ortsbür-
gergemeinde Aarau bezogen. Im August 2025 startet die neue Tagesschule mit ihrem Be-
trieb. Das Quartier "Scheibenschachen" verzeichnet weiterhin ein starkes Wachstum, doch 
die Verkehrsinfrastruktur hinkt hinterher. Wollen wir unser Netto-Null-Ziel erreichen, so 
muss die nötige Infrastruktur für emissionsarme Mobilitätsformen wie für Fahrradfahrerin-
nen und Fussgänger bereitgestellt werden. Es ist keine Option, auf die zweite geplante 
Brücke unterhalb des Kraftwerks zu warten. Baustart dafür ist frühestens für 2029 geplant. 
Es braucht jetzt unbedingt eine kurzfristigere Lösung. Diesbezüglich werden wir dem-
nächst eine Motion einreichen. Aus reiner Neugierde: Wieso kostete die Beantwortung die-
ser Anfrage rund fünfmal mehr? War das eine realistische Einschätzung und die anderen 
Anfragen waren immer viel zu tief angesetzt? Oder hat die Verzögerung um acht Monate 
die Kosten in die Höhe getrieben? 
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Traktandum 4 

Anfrage Urs Winzenried (SVP): Zukunft der Stadtpolizei Aarau nach der Ablehnung ei-
ner Einheitspolizei im Kanton Aargau durch den Grossen Rat 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 2. April 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried (SVP) 
eine Anfrage betreffend Zukunft der Stadtpolizei Aarau nach der Ablehnung einer Einheits-
polizei im Kanton Aargau durch den Grossen Rat eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Wird sich der Stadtrat von Aarau als eines der wichtigsten Mitglieder der Vereinigung der 
Aargauer Regionalpolizeien (VAG) künftig an vorderster Front aktiv für eine effiziente und 
bürgerfreundliche Ausgestaltung und Optimierung des dualen Sicherheitssystems im Kan-
ton Aargau einsetzen, um der Bevölkerung von Aarau auch weiterhin eine optimale öffent-
liche Sicherheit zu gewährleisten?  

Der Stadtrat bekräftigt, dass er sich aktiv in der Ausgestaltung und der Optimierung des 
dualen Sicherheitssystems im Kanton Aargau einbringt. Die öffentliche Sicherheit der Aar-
auer Bevölkerung bleibt oberste Priorität. Der Abteilungsleiter Sicherheit hat zudem Einsitz 
in den Arbeitsgruppen des VAG und ist im Vorstand vertreten: 

Frage 2:  
Wo sieht der Stadtrat von Aarau im Rahmen des dualen Sicherheitssystems aktuell konkret 
Optimierungspotential zwischen der Kantonspolizei Aargau und der Stadtpolizei Aarau? 

Der Stadtrat sieht Optimierungspotenzial in der besseren Koordination zwischen der Kan-
tonspolizei und der Stadtpolizei, insbesondere bei der Aufgabenverteilung und den Kom-
munikationswegen bei Einsätzen. 

Frage 3:  
Welche bisherigen Aufgaben der Kantonspolizei Aargau könnten aus Sicht des Stadtrates 
von Aarau künftig durch die Stadtpolizei Aarau übernommen werden? Verfügt die Stadtpo-
lizei Aarau in diesen Bereichen bereits über die erforderlichen Kompetenzen und Infra-
strukturen oder müssten diese erst noch erworben werden?  

Der Stadtrat könnte sich vorstellen, dass die Stadtpolizei Aarau Aufgaben im Zusammen-
hang mit Verkehrsunfällen oder die Bearbeitung von kleineren Kriminaldelikten von der 
Kantonspolizei übernimmt. Dies würde jedoch zusätzliche personelle Ressourcen erfor-
dern. Zudem muss die Kostenverteilung zwischen Kanton und Stadt geklärt werden. 

Frage 4: 
Ist der Stadtrat von Aarau insbesondere auch bereit, der Stadtpolizei Aarau künftig integ-
rale Einsätze im Rahmen des belastenden Ordnungsdienstes zu übertragen (z.B. Fussball, 
Demonstrationen)?  

Der Stadtrat steht der Übertragung der integralen Einsätze anlässlich der Ordnungsdienste 
eher kritisch gegenüber. Wenn die Stadtpolizei in den Bereichen Kleinkriminalität und Ver-
kehrsunfällen Aufgaben übernimmt, könnte die Kantonspolizei ihre eigene Ressourcenver-
teilung im Ordnungsdienst optimieren und wäre nicht auf die Mitarbeiter/-innen der Stadt-
polizei angewiesen. 
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Frage 5:  
Ist die Stadtpolizei Aarau nach der Übernahme zusätzlicher Aufgaben von der Kantonspoli-
zei überhaupt noch in der Lage, länger dauernde Einsätze (z.B. am Hotspot Bahnhof) zu 
leisten, ohne dass dadurch andere Aufgaben in der Stadt aufgrund fehlender personeller 
Ressourcen vernachlässigt werden müssen? 

Mit einer permanenten Übernahme zusätzlicher Aufgaben ist eine personelle Aufstockung 
der Stadtpolizei unumgänglich. 

Frage 6:  
Gedenkt der Stadtrat von Aarau den Mitarbeiterbestand der Stadtpolizei Aarau aufgrund 
von zusätzlichen künftigen Aufgaben in den kommenden Jahren zu erhöhen? Wenn ja, in 
welchem jährlichen Ausmass? 

Es wird in Betracht gezogen, den Personalbestand der Stadtpolizei Aarau schrittweise zu 
erhöhen, sollten zusätzliche Aufgaben übernommen werden. 

Frage 7:  
Gedenkt der Stadtrat von Aarau auch die SIP (Sicherheit, Intervention, Prävention) in den 
kommenden Jahren auszubauen? Wenn ja, in welchem jährliche Ausmass? 

Das Pilotprojekt SIP läuft vom 1. April 2023 bis am 31. Dezember 2025. Der Stadtrat wird 
sich im Frühjahr 2025 mit der Evaluation befassen. Die Frage kann daher zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht beantwortet werden. 

Frage 8:  
Sollen der SIP allenfalls ebenfalls zusätzliche Aufgaben und Kompetenzen übertragen wer-
den? Wenn ja, welche? 

Siehe Antwort zu Frage 7. 

Frage 9:  
Rechnet der Stadtrat von Aarau aufgrund der bevorstehenden Optimierungen der Aufga-
benteilungen zwischen der Stadtpolizei Aarau und der Kantonspolizei Aargau in den kom-
menden Jahren mit einer spürbaren Erhöhung der Sicherheitskosten für die Stadt? Wenn 
ja, in welchem Ausmass? 

Die Kostenverteilung zwischen Stadt und Kanton werden bei der bevorstehenden Optimie-
rung ebenfalls überprüft. Zum jetzigen Zeitpunkt können keine verbindlichen Aussagen 
über die zukünftigen Sicherheitskosten gemacht werden. 

Frage 10:  
Wird die Stadtpolizei Aarau ihre Mitarbeitenden auch in Zukunft eigenständig rekrutieren 
sowie aus- und weiterbilden? 

Ja. 

Frage 11:  
Macht sich der Stadtrat von Aarau Gedanken über einen allfälligen Zusammenschluss im 
Sicherheitsbereich mit den Vertragsgemeinden der Regionalpolizei Suret (Buchs, Gräni-
chen, Suhr)? Wenn nein, warum nicht? 

Aktuell gibt es keine Pläne für einen Zusammenschluss mit den Vertragsgemeinden der 
Regionalpolizei Suret (Buchs, Gränichen, Suhr). Der Stadtrat war und ist für Gespräche of-
fen. Er wartet zudem die Ergebnisse aus dem laufenden Prozess zur Weiterentwicklung der 
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dualen Polizeiorganisation ab. An diesem Prozess beteiligen sich das Departement Volks-
wirtschaft und Inneres (DVI), der Verband Aargauer Regionalpolizeien und die Gemeinde-
ammänner-Vereinigung. 

Urs Winzenried, Mitglied: Ich danke dem Stadtrat für die Beantwortung der Anfrage zum 
Formellen. Die Anfrage wurde am 2. April 2024 gestellt. Die Antwort traf am 28. Oktober 
2024 ein. Das macht summa summarum sieben Monate, also einen Monat über der Maxi-
malfrist. Die Verlängerung wäre bis am 31. August 2024 bewilligt gewesen. Soviel zum 
Formelle, jetzt zum Materiellen: Erfreulich ist, dass sich der Stadtrat vorstellen kann, dass 
die Stadtpolizei künftig Aufgaben der Kantonspolizei übernehmen wird (zum Beispiel Ver-
kehrsunfälle oder kleine Kriminaldelikte). Das war auch immer ein Argument der Befürwor-
ter des dualen Systems. Für mich unverständlich, dass der Stadtrat auch in Zukunft für die 
Stadtpolizei keine Beteiligung an den Ordnungsdiensteinsätzen sieht. Gerade der Ord-
nungsdienst ist für die Polizei eine wichtige Aufgabe aber auch eine unbeliebte Aufgabe. 
Doch besonders in der Stadt Aarau haben wir einen Grossteil der Ordnungsdiensteinsätze. 
Warum soll dort die Stadtpolizei in Zukunft nicht auch ihren Beitrag leisten und nicht ein-
fach der Kantonspolizei überlassen? Man könnte auch mit bösen Zungen behaupten: das 
ist Rosinenpickerei! Der Pilot von der SIP ist bis Ende 2025 vorgesehen. Ich bin gespannt 
auf die Resultate. Meines Erachtens müssen die Aufgaben und Kompetenzen der SIP zwin-
gend und kritisch überdenkt werden. SIP heisst Sicherheit, Intervention und Prävention 
und nicht SUP (Sicherheit, Unterhaltung und Prävention). Dort erwarte ich, dass die SIP al-
lenfalls zusätzliche Aufgaben übernimmt. Die Stadt will nach wie vor ihre Polizisten und 
Polizistinnen eigenständig rekrutieren, aus- und weiterbilden. Wo bleiben da die Syner-
gien, welche man anpreist? Gemeinsames Vorgehen beim Rekrutieren und Ausbilden mit 
der Kantonspolizei und mit anderen Repols wären doch effizient, zielführend und auch 
kostensparend. Zum Schluss noch mein Hauptkritikpunkt zu den Antworten des Stadtra-
tes: Es betrifft ein allfälliger Zusammenschluss der Stadt Aarau mit der Repol Suret. Der 
Stadtrat schreibt, dass aktuell keine Pläne einer derartigen Fusion oder von einem anderen 
Zusammenschluss vorgesehen ist. Die Stadt Aarau ist doch sehr fusions- und zusammen-
schluss-freudig. Schulen, Zukunftsraum Entfelden, IT, etc. Die Stadt will überall zusam-
menschliessen. Bei der Polizei ist das offenbar kein Thema. Dabei wären gerade in diesem 
Bereich die Synergien für alle sehr förderlich. Anstelle von 39, hätte man plötzlich 50 Mit-
arbeitend. Das wäre im Zusammenhang mit Pikettdienstleistungen, mit Patrouillentätigkeit 
aber auch im Verwaltungsbereich nur von Vorteil. Der Polizeikommandant der Kantonspo-
lizei hat heute, wer es gelesen hat, in der AZ gesagt: "26 Polizeicorps Anachronismus". 
Dasselbe gilt auch für die Repols. Wenn man schon keine Einheitspolizei will, weshalb 
dann nicht mindestens ein Zusammenschluss? Aarau und Suret wäre dort ein gutes Bei-
spiel für einen Zusammenschluss. Das wäre sicher sinnvoll und attraktiv, personell wie 
auch finanziell. Fazit: Ich bin von den Antworten des Stadtrates formal nicht befriedigt und 
inhaltlich teilweise befriedigt. 
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Traktandum 5 

Anfrage Urs Winzenried (SVP): Polizeiliche Grosskontrolle am Bahnhof Aarau vom 
31.05.2024 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 02. Juni 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried (SVP) 
eine Anfrage betreffend Polizeiliche Grosskontrolle am Bahnhof Aarau vom 31.05.2024 
eingereicht. 

Die Anfrage kann wie folgt beantwortet werden: 

Frage 1: 
Trifft es zu, dass bei der Kontrolle am Bahnhof Aarau vom 31.Mai 2024 lediglich eine Pat-
rouille der Stadtpolizei Aarau zur Unterstützung der Kantonspolizei im Einsatz stand? 
Wenn ja: Weshalb stellte die Stadtpolizei für diese Kontrolle nicht ein bedeutend grösseres 
Kontingent zur Verfügung? 

Die Stadtpolizei unterstützte die Kantonspolizei mit einer Patrouille. Diese wurde nach bi-
lateraler Absprache mit dem Abteilungsleiter Stationierte Polizei der Kantonspolizei einge-
setzt. 

Frage 2:  
Falls die Medienberichterstattung unzutreffend ist: Wie viele Polizisten und Polizistinnen 
der Stadtpolizei Aarau waren am Bahnhof tatsächlich im Einsatz? 

Für die Kontrolle standen konkret vier Mitarbeitende der Stadtpolizei im Einsatz. Aufgrund 
des Schichtbetriebes der Stadtpolizei erfolgte eine Ablösung der Patrouille durch die Nach-
folgeschicht. 

Frage 3:  
Wurde die Grosskontrolle vom 31. Mai 2024 am Bahnhof Aarau im Vorfeld in einer Sitzung 
des Stadtrates thematisiert? Wenn ja: Mit welchen Weisungen an die Stadtpolizei? 

Der Stadtrat war im Vorfeld über die geplante Kontrolle nicht informiert, was bei Polizeiak-
tionen aus taktischen Gründen durchaus üblich ist. 

Frage 4:  
Bei wem lag der schlussendliche Entscheid über die Grösse des Kontingents der Stadtpolizei 
Aarau bei der Kontrolle? 

Die Entscheidung lag beim Abteilungsleiter Sicherheit in Absprache mit dem Abteilungslei-
ter Stationierte Polizei der Kantonspolizei. 

Frage 5:  
Wie viele der insgesamt 39 Polizisten und Polizistinnen der Stadtpolizei Aarau waren am 
Nachmittag und Abend des 31.Mai 2024 insgesamt im Dienst? 

Die Stadtpolizei Aarau verfügt über 30 Polizistinnen und Polizisten, von denen 21 in der 
Sektion Stadtpolizei Sicherheit tätig sind. Am besagten Tag waren im Schichtdienst zehn 
Mitarbeitende im Einsatz. Davon waren vier in die Grosskontrolle eingebunden. 

Frage 6:  
Wurde bei der Stadtpolizei Aarau für den Tag/Abend der Kontrolle am Bahnhof eine Ruhe-
tagssperre erlassen? 
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Nein, es wurde keine Ruhetagssperre erlassen. 

Frage 7:  
Was war konkret die Aufgabe der Patrouille der Stadtpolizei Aarau im Rahmen der Kon-
trolle am Bahnhof? 

Die Einsatzkoordination lag bei der Kantonspolizei, welche die Patrouille der Stadtpolizei 
nach Bedarf in das Einsatzdispositiv einband. 

Frage 8:  
War das neue Sicherheitselement SIP der Stadt bei der Kontrolle am Bahnhof involviert? 
Wenn ja: In welcher Stärke und mit welchem Auftrag? Wenn nein: Warum nicht? 

Nein. Mitarbeitende der SIP waren nicht involviert, weil sie keine polizeilichen Aufgaben 
übernehmen. Ihre Rolle liegt im präventiven Bereich, insbesondere im Dialog mit der Be-
völkerung. 

Frage 9:  
Welche Stelle hat die wichtige und dringend notwendige Kontrolle am Bahnhof veranlasst 
(Kanton, Stadt, SBB)?  

Die Stadtpolizei kann hierzu keine Auskunft geben, da die Einsatzplanung und Führungs-
arbeit bei der Kantonspolizei lag. 

Frage 10:  
Ist der Stadtrat bereit und willens, für die Gewährleistung der lokalen Sicherheit durch 
sichtbare Präsenz dem Wunsch der Aarauer Bevölkerung, insbesondere am Bahnhof 
Aarau, künftig deutlich mehr Personal der Stadtpolizei einzusetzen?  

Die personellen Ressourcen und die Aufgaben der Stadtpolizei werden laufend überprüft 
und bei Bedarf angepasst. Für das Jahr 2025 wurde eine Stellenaufstockung beantragt. 

Urs Winzenried, Mitglied: Die Anfrage habe ich am 2. Juni 2024 gestellt und ist am 28. 
Oktober 2024 beantwortet worden, also nach rund fünf Monaten. Die Information über 
eine Fristverlängerung ist bei mir nicht erfolgt. So viel zum Formalen. Materiell: erfreulich 
ist, dass die Kantonspolizei am 31. Mai am Bahnhof Aarau, am Hotspot von Aarau, eine 
Grosskontrolle durchgeführt hat. Für mich schwer nachvollziehbar ist, dass die Stadtpoli-
zei bei über 30 Mitarbeitenden nur eine Patrouille für diese Grosskontrolle zur Verfügung 
gestellt hat. Da fehlt mir das Verständnis, wenn an einem Hotspot eine Grosskontrolle 
durchgeführt wird und die Stadtpolizei mehr oder weniger durch Abwesenheit glänzt. 
Ebenfalls nicht verstehe ich, dass der Stadtrat im Vorfeld dieser Grosskontrolle nicht orien-
tiert worden ist. Ich gehe davon aus, dass der Stadtrat kleinere Geschäfte behandelt, als 
eine Grosskontrolle der Kantonspolizei am Hotspot Nummer eins in der Stadt. Die Sicher-
heit am Bahnhof ist eines der Topthemen von Aarau. Warum wurde der Stadtrat über die 
geplante Grosskontrolle nicht in Kenntnis gesetzt? Unverständlich ist für mich auch, dass 
die SIP nicht involviert war. Es heisst, es würde keine Aufgabe für die SIP an einer Gross-
kontrolle geben, da die SIP nur präventiv aktiv und im Dialog mit der Bevölkerung sei. Ist 
denn bei einer Grosskontrolle der Dialog nicht notwendig? Meines Erachtens wäre doch 
auch bei einer Grosskontrolle der Dialog mit Leuten wichtig. Warum hat man für diese Ak-
tion die SIP nicht beigezogen? Fazit: Es ist erfreulich, dass die KAPO diese Grosskontrolle 
durchgeführt hat und ich hoffe, dass es Wirkung zeigt. Bedauernswert finde ich, dass die 
Stadtpolizei nicht besser vertreten war. Mit den Antworten des Stadtrates bin ich formal 
nicht einverstanden und nicht zufrieden. Die Frist wurde wieder überzogen. Mit den Ant-
worten bin ich teilweise zufrieden. 
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Traktandum 6 

Anfrage Urs Winzenried (SVP): Verkehrssituation für Fahrräder A) in der Mittleren 
Telli, B) auf dem Telliplatz und C) auf dem Spazierweg entlang der Aare 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 2. August 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried eine 
Anfrage zur Verkehrssituation für Fahrräder A) in der Mittleren Telli, B) auf dem Telliplatz 
und C) auf dem Spazierweg entlang der Aare eingereicht. 

Die Anfrage kann wie folgt beantwortet werden 

Frage 1: 
Hat der Stadtrat Kenntnis von der unbefriedigenden und verwirrenden Verkehrssituation 
und Signalisation für Fahrräder A) in der Mittleren Telli, B) auf dem Telliplatz und C) auf 
dem Spazierweg an der Aare? Wie beurteilt er die aktuelle Situation in den drei Bereichen? 

Der Grundeigentümervertrag für die Überbauung "Mittlere Telli" aus dem Jahr 1972 defi-
niert ein allgemeines Fahrverbot für die Mittlere Telli, inkl. Telliplatz. Das dem Vertrag zu-
grundeliegende Richtprojekt berücksichtige den Fuss- wie auch den Automobilverkehr 
sehr gut. Der Veloverkehr stand damals noch nicht im Fokus. Entsprechend fehlen auf 
dem Areal gute Lösungen dafür: Die unterirdischen Fahrbahnen sind wenig attraktiv und 
wenig sicher und oberirdisch ist das Velofahren verboten. Insofern ist die Situation aktuell 
unbefriedigend. Der Spazierweg an der Aare ist nicht im Perimeter der Überbauung "Mitt-
lere Telli". 

Im Rahmen des durch die Stadt organisierten Forums Mittlere Telli wird die Verkehrssitua-
tion regelmässig diskutiert. Die Haltungen der Teilnehmenden sind sehr unterschiedlich. 
Einigkeit besteht darüber, dass rund um die Siedlung mit einem "Ringschluss" das Velofah-
ren möglich sein soll ("Veloring Mittlere Telli"), im Innern des Areals, auf den schmalen We-
gen, aber nicht. Keine Einigkeit besteht bisher zum Umgang mit Veloabstellplätzen. 

Mit dem Umbau des Einkaufzentrums werden zusätzliche Velo-Abstellplätze vor dem Ein-
kaufszentrum sowie im Untergrund erstellt. In diesem Rahmen wird auch der Teil des er-
wähnten "Velorings Mittlere Telli" im Bereich des Einkaufszentrums erstellt: Künftig wird 
der Veloverkehr in beide Richtungen durch die Tiefgarage des Einkaufszentrums geführt. 
Dies verbessert die oberirdische Situation auf dem Telliplatz. 

Der Stadtrat erkennt den Diskussions- und Handlungsbedarf und wird sich im Rahmen der 
Umgestaltung des Telliplatzes und als Mitglied des Forums Mittlere Telli weiterhin einbrin-
gen. 

Frage 2:  
Hat der Stadtrat Kenntnis von der Vielzahl von täglichen Verkehrsübertretungen (Befahren 
von allgemeinen Fahrverboten) durch Fahrradfahrer/innen A) in der Mittleren Telli, B) auf 
dem Telliplatz und C) auf dem Spazierweg an der Aare? Wie beurteilt er die aktuelle Situa-
tion in den drei Bereichen? 

Beim Stadtrat wie auch bei der Stadtpolizei sind diesbezüglich keine Reklamationen einge-
gangen. Tatsache ist, dass sich innerhalb der Fahrverbotszonen mehrere Fahrradabstell-
plätze befinden. Die Fahrradfahrenden müssen somit die Fahrverbotszonen durchqueren, 
um die Fahrradabstellplätze zu erreichen. In den Diskussionen um die Neugestaltung des 
Telliplatzes Nord waren somit die Zugänglichkeit und Abstellmöglichkeit für Fahrradfah-
rende zentrale Punkte. 
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Die Wege entlang der Aare können durch kleine Durchfahrten erreicht werden, ohne dass 
ein signalisiertes Fahrverbot passiert wird. Dies erschwert die Kontrollen der Fahrverbote 
entlang der Aare durch die Stadtpolizei. 

Frage 3: 
Erachtet der Stadtrat den bestehenden Grundeigentümervertrag aus dem Jahre 1971 mit 
dem generellen oberirdischen Fahrverbot für Fahrräder in der Mittleren Telli immer noch 
als zeitgemäss und verbindlich oder ist nach seiner Ansicht eine Vertragsanpassung an die 
heutigen Gegebenheiten ins Auge zu fassen? Was gedenkt der Stadtrat in dieser Beziehung 
zu unternehmen? 

Der Vertrag ist verbindlich. Die Möglichkeit einer Anpassung wurde juristisch geprüft, 
kann aber aufgrund der Anzahl Involvierter nicht einfach umgesetzt werden. Siehe Frage 
Nr. 1. 

Frage 4:  
Wie begründet der Stadtrat die Erstellung einer "Cargobike-Sharing Fahrradstation" mitten 
in der Fahrverbotszone auf dem Telliplatz? Wer hat diese Station letztlich bewilligt? 

Das Angebot von carvelo ist ein Angebot der Mobilitätsakademie (TCS). Partnerin des Ve-
los in der Telli war die Post. Der Standort wird mittlerweile nicht mehr betrieben. 

Frage 5:  
Wie begründet der Stadtrat die Erstellung einer Fahrradmietstation "Velospot/PubliBike" 
mitten in der Fahrverbotszone auf dem Telliplatz? Wer hat diese Station letztlich bewilligt? 

Bei der PubliBike-Station auf dem Telliplatz handelt es sich um eine temporäre Lösung 
(Zwischenlösung). Aufgrund des laufenden Umbaus sind die Platzverhältnisse rund um das 
Telli Center sehr eingeschränkt. Sobald der Umbau abgeschlossen ist, soll die Station vor 
dem Telli Center platziert werden. In der Zwischenzeit ist die Befolgung des Verkehrsre-
gimes in der Verantwortung der Nutzenden. 

Frage 6: 
Wie begründet der Stadtrat die Erstellung eines Fahrradständers mitten in der Fahrver-
botszone auf dem Telliplatz? Wer hat diesen Fahrradständer letztlich bewilligt? 

Aufgrund der Bedarfsermittlung für Veloabstellplätzen (VAP), die bei allen Eingängen des 
EKZ Telli zur Verfügung gestellt werden müssen, war es notwendig, dass auch beim Tellip-
latz VAP zur Verfügung stehen. Von den mit dem Baugesuch beantragten 104 VAP beim 
Eingang Telliplatz wurden 34 VAP temporär bewilligt. Spätestens wenn es die Realisierung 
des Projektes Neugestaltung Telliplatz erfordert, müssen auch diese VAP in die Einstell-
halle verlegt werden. Eine weitaus grössere Anzahl an VAP wurde entlang des Girixweges, 
der Tellistrasse und in der Einstellhalle bewilligt. 

Frage 7:  
War der Stadtrat in das Bewilligungsverfahren für die Errichtung von zahlreichen oberirdi-
schen Fahrrad-Abstellplätzen und Unterständen in der Mittleren Telli mitten in einer Fahr-
verbotszone, insbesondere an der Delfterstrasse, involviert? Wer hat die Bewilligung für 
diese "Bauten" letztlich erteilt? 

Die meisten VAP und Unterstände wurden im Rahmen der Sanierung Telli B (Delfterstrasse 
21 – 30) + C (Delfterstrasse 31 – 44) sowie der Revitalisierung des EKZ Telli durch den 
Stadtrat 2018 und 2022 bewilligt. Das Stadtbauamt hat in der mittleren Telli jedoch wei-
tere VAP und Unterstände bewilligt, so zum Beispiel beim Kindergarten Telli an der Rüt-
mattstrasse 19. 



 

Sitzung vom 18. November 2024 

Seite 358  

Frage 8: 
Ist dem Stadtrat bekannt, dass es bei den Wohnzeilen der Mittleren Telli auch private Ver-
botstafeln und "Verbotsmarkierungen" für Fahrräder gibt, die nicht der Signalisationsver-
ordnung entsprechen und Verwirrung stiften? Was hält der Stadtrat von diesen privaten 
Signalisationen 

Dem Stadtrat ist nicht bekannt, dass neben den offiziellen Signalisationen und Markierun-
gen bei den Wohnzeilen der Mittleren Telli auch private Verbotstafeln und "Verbotsmarkie-
rungen" für Fahrräder angebracht wurden. Der Stadtrat stützt sich nur auf die offizielle 
Signalisation gemäss dem Schweizerischen Strassenverkehrsrecht ab. Er hat die Sektion 
Stadtpolizei Verkehr beauftragt, die Markierungen zu prüfen sowie mit den Eigentümerin-
nen und Eigentümern allfällige Unregelmässigkeiten zu klären. 

Frage 9:  
Ist der Stadtrat bereit, die Verkehrssituation für Fahrräder A) in der Mittleren Telli, B) auf 
dem Telliplatz und C) auf dem Spazierweg an der Aare zeitnah einer ergebnisoffenen, kri-
tischen Prüfung zu unterziehen und gegebenenfalls das "Verkehrsmanagement" zu justie-
ren? 

In den Legislaturzielen des Stadtrates 2023 – 2026 wird ausdrücklich die Umsetzung der 
Massnahmen gemäss Velokonzept mit Schwerpunkt auf der Einführung von Komfortrouten 
und der Weiterentwicklung der Veloparkierung hervorgehoben. Zudem wird die kontinuier-
liche Verbesserung der Fussverkehrsinfrastruktur gemäss Fussverkehrskonzept themati-
siert. Das aktuelle Fahrverbot wird im Grundeigentümervertrag aus dem Jahre 1971 gere-
gelt. Im Forum Mittlere Telli wird die Verkehrssituation regelmässig diskutiert. Der Stadtrat 
begrüsst eine Justierung. Ergänzend dazu, siehe Frage Nr.1. 

Frage 10:  
Ist der Stadtrat bereit, ab sofort bis zu einer allfälligen Änderung des "Verkehrsmanage-
ments" die Einhaltung der Verkehrsvorschriften (Allgemeine Fahrverbote) A) in der Mittle-
ren Telli, B) auf dem Telliplatz und C) auf dem Spazierweg an der Aare regelmässig zu 
kontrollieren und durchzusetzen? 

Die Stadtpolizei kontrolliert im Rahmen ihrer Patrouillentätigkeiten und ihren Personalres-
sourcen die Einhaltung der Verkehrsvorschriften. 

Urs Winzenried, Mitglied: Unsicherheit, Unverständnis und Ärger. So hat die AZ im Som-
mer 2024 die Velo-Situation in der Telli getitelt. Ich bedanke mich beim Stadtrat für die Be-
antwortung von dieser Anfrage. Die Frist ist nur um 10 Tage überschritten worden. Es ist 
erfreulich, dass der Stadtrat den Handlungsbedarf erkennt, was den Veloverkehr in der 
mittleren Telli, auf dem Telliplatz und entlang dem Aareweg (Einmündung Sengelbach und 
Wasserkraftwerk Rüchlig) betrifft. Fakt 1: Insgesamt 16 amtliche Verbotsschilder allgemei-
nes Fahrverbot umgeben die mittlere Telli. Das heisst, man darf gar nicht mit dem Velo in 
die mittlere Telli fahren. Auf der anderen Seite, entlang der Delfterstrasse, sind ca. 600 Ve-
loparkplätze eingerichtet worden. Man stellt sich vor, wer wohl diese Velos in diesem Ge-
biet schiebt und nicht fährt? Das sind nur die sehr Obrigkeitsgläubigen. Die Mehrheit miss-
achtet die Schilder und fährt durch die Velofahrverbots-Zonen. So entstehen gefährliche 
Situationen und es kommt unweigerlich zu einer Missachtung von Verkehrsregeln. Das ist 
ein unhaltbarer Zustand. Entweder man entfernt die Verkehrstafeln oder es finden Kontrol-
len wegen Verkehrsmissachtung statt. Noch gar nicht erwähnt habe ich die unzähligen  
E-Trotti-Lenker, die dort mit grosser Geschwindigkeit unterwegs sind und so gefährliche 
Situationen provozieren. Fakt 2: Der Telli-Platz ist ebenfalls mit einem allgemeinen Fahr-
verbot belegt. Die Stadt stellt auf demselben Platz eine Publibikestation auf. Das heisst, 
dass die Stadt in einem Fahrverbot die Velofahrerinnen animiert, Velo zu fahren. Entweder 
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die Publibikestation wird verlegt oder das Fahrverbot wird aufgehoben. Eine Publibikesta-
tion gehört nicht mitten in eine Fahrverbots-Zone. Auch rund 30 Veloparkplätze des Ein-
kaufszentrums stehen mitten im Fahrverbot. Fazit: Das geht nicht. Werden vor Ort die Ve-
lofahrer auf das Fahrverbot hingewiesen, so bekommt man zur Antwort, dass ja nicht 
kontrolliert würde. Das ist kein haltbarer Zustand. Fakt 3: Der Spazierweg entlang der Aare 
zwischen Einmündung Sengelbach und Rüchlig ist ein vielbenutzter Weg von Fussgängern 
und unzähligen Velofahrerinnen – und das nicht nur im Sommer. Wenn man sich gestattet, 
die Radfahrer auf das Fahrverbotsschild aufmerksam zu machen, dann lässt sich die Typi-
sierung in drei Kategorien einteilen. Kategorie 1: "Ich habe es nicht gesehen"; Kategorie 2: 
"Ich habe es bemerkt, doch ich werde ja nicht kontrolliert", dies äussert die Mehrheit; Kate-
gorie 3: wird ausfällig und aggressiv. Auch hier soll die Stadt korrigieren. Entweder be-
steht ein Fahrverbot für Radfahrer und es werden Kontrollen durchgeführt oder man hebt 
das Verbot auf. Es gibt einen Veloweg, der nur ein paar Meter entfernt durch den Wald 
führt. Doch das kümmert die meisten nicht. In den erwähnten drei Bereichen ist der Zu-
stand unhaltbar und es muss rasch Abhilfe geschafft werden. Meine Anfrage habe ich im 
August eingereicht. Jetzt haben wir Winter und die Behebung des Problems wurde noch 
nicht in Angriff genommen. Die Stadt ist in Verkehrsbereichen sehr kritisch und büsst 
schnell wie bei Parkierungsübertretungen und Missachtungen von Verboten. Warum 
schafft man nicht auch bei der Regelung für Velofahrerinnen saubere Zustände. Mit dem 
aktuellen Vorgehen erzieht man die Leute, dass sie sich nicht an die Verkehrsregeln zu 
halten haben. Nach Aussage des Stadtrates gingen diesbezüglich wenige Reklamationen 
ein. Viele Reklamationen gehen bei uns Tellianern ein, welche auch im Einwohnerrat ver-
treten sind. Die Meisten haben das Gefühl, dass eine Reklamation nichts bewirken würde. 
Und ändern täte sich ja trotzdem nichts. Auch hier ist Handlungsbedarf vorhanden. Der 
Stadtrat hat in seiner Antwort mitgeteilt, die Stadt habe keine Kenntnis, dass im Telli Be-
reich private Fahrverbote vorhanden wären. Entweder geht der Stadtrat und die Stadtpoli-
zei gar nie in die Telli oder sie lesen die Aargauer Zeitung nicht. In der AZ vom 6. August 
wurde ein Bild publiziert, es zeigt ein auf den Boden gemaltes, privates Velofahrverbot: 
das ist nur eines von Vielen. Der Stadtrat soll nicht meinen, dass es dort keine privaten Ve-
lofahrverbote geben würde. Fazit: Ich bin formal einverstanden und zufrieden mit der Ant-
wort. Materiell bin ich nicht einverstanden und nicht zufrieden. 
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Traktandum 7 

Bürgermotion Etienne Huber: Neugestaltung der unterirdischen Durchgangshalle un-
ter der Bahnhofstrasse zur Einsteinpassage und zum Naturama 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 11. März 2024 hat Etienne Huber, Präsident der Mitte 
Aarau, die "Bürgermotion: Neugestaltung der unterirdischen Durchgangshalle unter der 
Bahnhofstrasse zur Einsteinpassage und zum Naturama", eingereicht. Die Bürgermotion 
enthält folgenden 

Antrag 

Der Stadtrat wird verpflichtet, die Durchgangshalle unter der Bahnhofstrasse zur Einstein-
passage mit den Zustiegen bei der Post und dem Naturama sowie dem Parkhaus und der 
Weiterleitung in die Einsteinpassage so neu zu gestalten, dass sie hell und sicher wirkt.  

Mit Botschaft vom 21. Oktober 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung mit 
folgendem Antrag 

Antrag 

Auf die Bürgermotion "Neugestaltung der unterirdischen Durchgangshalle unter der Bahn-
hofstrasse zur Einsteinpassage und zum Naturama" wird nicht eingetreten.  

Zuerst erhält der Bürgermotionär die Möglichkeit, die Motion zu begründen. Dann gelan-
gen wir zur Diskussion im Rat und zur Stellungnahme des Stadtrats und schlussendlich 
zur Abstimmung. 

Etienne Huber, Bürgermotionär: Danke, dass ich die Bürgermotion zur Durchgangshalle 
am Bahnhof kurz begründen und an der Beratung teilnehmen darf. Zur Erinnerung: Ich 
habe die Bürgermotion eingereicht, weil die Durchgangshalle aus meiner Sicht eine wich-
tige Erschliessungsfunktion vom Bahnhof zum Parkhaus, zur Post und weiter zur Innen-
stadt hätte. Die Beobachtung ist aber, dass die Halle heute möglichst Umgangen wird, so-
wohl von Aarauerinnen und Aarauern aber auch von Gästen der Stadt. Sie ist düster, 
schmuddelig und wirkt dadurch unsicher. Ich war gerade heute nochmals in der Durch-
gangshalle. Man muss sagen, die schwarzen Plättchen an den Wänden sind wirklich keine 
Freude. In letzter Zeit haben mich sehr viele Rückmeldungen zu dieser Motion aber auch 
zu den Medienberichterstattungen erreicht. Ein Kommentar möchte ich nicht vorenthalten. 
Er ist vielleicht stellvertretend für das Anliegen. Eine Person aus Aarau hat mich darauf auf-
merksam gemacht, dass in dieser Halle stetig Wasser von der Decke tropfen und bereits 
sogenannte Stalagmiten wachsen würde. Sie hat dann halb scherzhaft gefragt, ob denn die 
Durchgangshalle eigentlich schon Teil der Ausstellung des Naturamas sei. Gleichzeitig hat 
die SBB auf ihrem Teil des Bahnhofsareals bereits verschiedene Massnahmen zur Neuge-
staltung und zur Erhöhung der Sicherheit umgesetzt. Es wäre deshalb wünschenswert, 
wenn auch die Stadt ihren Teil dazu beiträgt. Aus meiner Sicht lässt sich mit einer sanften 
Neugestaltung der Durchgangshalle, das heisst mit wenig Aufwand, schon sehr viel für das 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung erreichen. In der Landwirtschaft würde man hier von ei-
ner tief hängenden Frucht einer sogenannten "low hanging fruit" sprechen. Ich war des-
halb erstaunt, dass der Stadtrat die Motion aus meiner Sicht aus eher formalistischen 
Gründen nicht als motionsfähig erklärt hat und nicht darauf eintreten will. Gleichzeitig 
freut es mich natürlich, dass der Stadtrat in seiner Botschaft zur Motion verspricht, bauli-
che Massnahmen und eine Aufhellung der Halle vorzunehmen. Ich erlaube mir zu sagen, 
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einer Vielzahl von Aarauerinnen und Aarauern und mir ist es ein Anliegen, dass der Stadt-
rat sein Versprechen einhält und die Halle so schnell wie möglich spürbar aufhellt. Ich will 
in jedem Fall dranbleiben. Es würde mich freuen, wenn auch der Einwohnerrat, in seiner 
Aufsichtsfunktion über den Stadtrat, ab und zu ein Auge auf dieser Halle wirft. 

Dimitri Spiess, Mitglied: Wir haben die Bürgermotion von Etienne Huber in der Fraktion 
diskutiert. Wir sehen das Anliegen. Es soll heller und sicherer in dieser Halle werden. Das 
ist für alle wichtig. Formell ist es nicht möglich, diese Motion zu überweisen. Aus pragma-
tischen Gründen empfehlen wir, die Motion nicht zu überweisen. Der Stadtrat verspricht, 
die Situation zu verbessern und mehr Licht in die Halle zu bringen. Wir sind darauf be-
dacht, dass Worten auch Taten folgen werden. 

Matthias Zinniker, Mitglied: Ich bedanke mich bei Etienne Huber für die Bürgermotion. 
Die Situation rund um den Bahnhof betreffend Sicherheit und Qualität an diesem Ort ist 
kein neues aber ein aktuelles Thema. Auch die FDP und die SVP haben wiederholt Vor-
stösse zu diesem Punkt eingereicht. Es ist jetzt auch für den Stadtrat an der Zeit, zu rea-
gieren und die Bedenken der Parteien und noch viel wichtiger, von der Bevölkerung ernst 
zu nehmen. Es braucht eine Verbesserung mit mehr Polizeipräsenz. Das läuft schon gut, 
reicht aber so alleine nicht. Das ist sicher einfacher gesagt, als getan. Wir als Einwohnerrat 
oder wir als Bevölkerung können nicht mehr, als immer wieder auf diese Schwachstelle 
hinzuweisen. Die konkreten Massnahmen, zum Beispiel eine Wand heller zu streichen, die 
liegt beim Stadtrat, in der ausschliesslichen Kompetenz des Stadtrats. Da fehlt es uns am 
Willen oder an der Fähigkeit, etwas zu unternehmen. Das führt zu dieser unbefriedigenden 
Situation. Man beklagt sich, wie unangenehm es am Bahnhof sei, viele würden den Bahn-
hof meiden aus Sicherheitsgründen, speziell wenn es dunkel ist. Aber es passiert relativ 
wenig. Das Thema hat der Bürgermotionär aufgebracht: Die Durchgangshalle zur Einstein-
passage, die dunkle Gestaltung, das fehlende Licht und die Sitzgelegenheiten ziehen die 
Leute an, die den Bahnhof als Treffpunkt nutzen. Er ist Treffpunkt zum Trinken, zum Kif-
fen. Der Bahnhof ist in erster Linie für jene Leute da, die mit den öffentlichen Verkehrsmit-
teln zu ihrem Ziel reisen wollen. Ein anderes beispielhaftes Thema ist der teilweise elende 
Gestank bei den Velohäusern. Dort wird in der Nacht und manchmal sogar am Tag uri-
niert. Am Bahnhof ist es zeitweise nur noch eklig und unheimlich. Das ist sicher eine 
schlechte Werbung für Aarau. Die Aufenthaltsqualität für Pendlerinnen und Pendler muss 
deutlich verbessert werden. Das ist nun keine Aufforderung, das Thema in sieben Echo-
gruppen und Resonanzräumen zu diskutieren. Es ist ein Auftrag an den Stadtrat, einen Ei-
mer Farbe in die Hand zu nehmen und die Wände in der Durchgangshalle heller zu strei-
chen. Es passt ins Bild, dass es seit der Einreichung der Motion so lange gedauert hat, bis 
der Einwohnerrat sie jetzt behandeln kann. Die Motion ist, wie das Thema Bahnhof gene-
rell, in der Schublade verschwunden. Als die Bearbeitungsfrist von sechs Monaten vorbei 
war, hat man dann doch noch etwas produziert. Es ist gar nicht anders möglich, da auf 
den zwei Seiten Botschaft des Stadtrats man gar nicht acht Monate lang rumschreiben 
kann. Denn die Motionsunfähigkeit ist relativ eindeutig. Ich erwarte vom Stadtrat ein kla-
res Bekenntnis, dass er fähig und willens ist, die Situation am Bahnhof durch bauliche  
Massnahmen zu verbessern und den Auftrag, auch wenn er nicht in Form einer Motion 
kommt, annimmt. 

Michael Schibli, Mitglied: Wir als GLP-Mitte Fraktion sind mit der inhaltlichen Stellung-
nahme des Stadtrates einverstanden. Dass das Farbkonzept überarbeitet wird ist notwen-
dig. Es ist düster und schmuddelig und wir sind froh, wird dort bald etwas unternommen. 
Der Stadtrat schreibt zudem, dass "bei offensichtlichen Defiziten" Anpassungen vorgenom-
men werden. Ich sage vielen herzlichen Dank. Was zu reden gab bei dieser Bürgermotion 
von Etienne Huber, und das nicht nur in unserer Fraktion, sind zwei Punkte. 1. Dauer der 
Beantwortung einer Bürgermotion: In den letzten vier Jahren gab es 6 Bürgermotionen. 
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Das sind 1,5 Bürgermotionen pro Jahr. Trotzdem dauerte die Beantwortung ganze sieben 
Monate. Es kann nicht sein, dass für eine einfache Motion so viel Zeit benötigt wird. Das 
Ziel dieses Instruments ist es ja, mehr Personen für die allgemeine Sache abzuholen. 2. 
Kommunikation: Der Motionär Etienne Huber hat in einem Onlinemedium gelesen, dass 
seine Bürgermotion beantwortet sei. Das ist doch ziemlich erstaunlich. Ich bitte den Stadt-
rat, zukünftig den Bürgerinnen und Bürgern die Antwort direkt zu schicken. 

Christoph Waldmeier, Mitglied: Wir von der Fraktion Pro Aarau EVP-EW bedanken uns 
herzlich für diesen Anstoss. Wir bedauern sehr, dass wir aufgrund von dieser klaren Sach-
lage leider auch den Antrag auf Nichteintreten unterstützen müssen. Dass es beim nördli-
chen Bahnhofsunterführungseingang aktuell dunkel und ausladend wirkt, das ist unbestrit-
ten. Persönlich stört mich noch vielmehr, dass es nicht nur bei den Velounterständen, 
sondern auch in der Durchgangshalle bestialisch nach Urin stinkt. Möglicherweise kann 
schon ein Wegweiser zu einem Urinal oder WC helfen. Wir teilen das Anliegen des Motio-
närs jedoch vollumfänglich. Wir freuen uns, dass der Stadtrat die Problematik ebenfalls er-
kannt hat. Hoffentlich werden die Probleme bald in Angriff genommen, um die Situation 
zu verbessern. Dies würde zeigen, dass eine Bürgermotion, trotz mangelnder Motionsfä-
higkeit, zielführend sein kann.  

Urs Winzenried, Mitglied: Wir haben heute eine seltene Einigkeit im Einwohnerrat betref-
fend die Bürgermotion. Das ist sehr schön. Der Bahnhof ist die Visitenkarte der Stadt 
Aarau und zwar nicht nur oberirdisch mit dem Bahnhofsplatz und seinen Seerosen-Sitzge-
legenheiten, sondern auch unterirdisch in der Halle. Die SVP teilt die Meinung des Stadtra-
tes, dass die Bürgermotion leider nicht motionsfähig ist. Die SVP teilt aber die Stossrich-
tung des Motionärs, welche er mit seiner Bürgermotion verfolgt. Die Halle ist tatsächlich 
nicht einladend. Sie ist dunkel und muss dringend saniert werden. Der Motionär legt den 
Finger wirklich in die Wunde. Der Bahnhof ist ein Hotspot und eben auch eine Visitenkarte 
für die Stadt Aarau. Es muss nicht viel unternommen werden, wie wir vom Motionär gehört 
haben, um die Situation in dieser Halle zu verbessern. Wir haben auch gehört, dass allen-
falls noch andere Bereiche am Bahnhof überprüft werden müssten. Von verschiedenen Re-
ferenten haben wir gehört, dass man erstaunt ist über die verstrichene Zeit, bis die Stadt 
endlich aktiv wird. Auch die SVP wünscht sich ein rascheres Vorgehen. Der Handlungsbe-
darf ist wirklich da und es soll nicht zugewartet werden. Die Halle muss im Sinne des Moti-
onärs verbessert werden. Fazit von Seite SVP: Sie stimmt dem Stadtrat zu, nicht auf die 
Motion einzutreten. Gleichzeitig erwartet die SVP, die Verhältnisse in der Bahnhofshalle 
umgehend zu verbessern. 

Susanne Klaus Günthart, Mitglied: Die Grüne Fraktion versteht das Anliegen der Bürger-
motion voll und ganz. Wir sind sehr daran interessiert, die Durchgangshalle unter der 
Bahnhofstrasse heller und sicherer zu gestalten. Wir danken dem Stadtrat, dass er das 
wichtige Bürgeranliegen aufnimmt und reagiert, obschon es nicht motionsfähig ist. In der 
Fraktion haben wir das Thema Motionsfähigkeit diskutiert. Dazu möchte ich gerne Stellung 
nehmen. Wir finden das Instrument sehr wichtig und es freut uns immer wieder, wenn eine 
Motion von Bürgerinnen eingereicht wird. Schade finden wir, dass die Motionen oft den 
Anforderungen von Motionen nicht gerecht werden und somit nicht motionsfähig sind. Wir 
gehen davon aus, dass es den Motionärinnen möglich ist, vorgängig bei der Stadtverwal-
tung anzufragen, ob die Motion als solche standhält und wenn nicht, wie sie anders ge-
schrieben werden müsste, damit das Anliegen motionsfähig wird. Wir als Politprofis erle-
ben immer wieder Situationen mit nicht motionsfähigen Motionen. Das Unterfangen ist 
nicht immer einfach. Es wäre wünschenswert und vielleicht passiert das ja bereits schon 
heute, dass der Stadtrat aktiv auf Bürgermotionärinnen zugeht, falls eine eingereichte Mo-
tion nicht motionsfähig ist. Eine Beratung seitens der Stadt wäre wünschenswert. Wenn es 
keinen Weg zu einer Motion gibt, wäre der Hinweis auf das genauso wertvolle Instrument 
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des "Bevölkerungsanliegens". So könnte man Frust von nicht motionsfähigen Motionen 
entgegenwirken. 

Werner Schib, Vizestadtpräsident: Ich nehme gerne Stellung zu der Bürgermotion und zu 
den Voten. Das Thema Bahnhof beschäftigt den Stadtrat seit vielen Monaten. In unzähligen 
Sitzungen und Besprechungen wurde der Bahnhof als Ganzes angeschaut und es wurde 
diskutiert. Dabei ist es nicht geblieben. Einiges wurde schon umgesetzt. Der Polizeieinsatz 
ist bereits erwähnt worden. Silvia Dell'Aquila, Angelica Cavegn Leitner und auch Hanspeter 
Hilfiker haben sich intensiv mit der Bahnhofssituation beschäftigt. Es gibt Menschen, die 
sich dort aufhalten. Es braucht Diskussionen mit den Organisationen und deren betreuen-
den Personen dieser Leute sowie mit den zuständigen Mitarbeitenden des Kantons. Das 
Bahnhofsareal ist mit deren Eigentümern und Mietern auch Wirtschaftsstandort. Es hat ver-
schiedene grosse Player wie die SBB mit dem Bahnhof und der Unterführung im Bereich der 
Geleise. Das ist nicht städtisches Hoheitsgebiet. So einfach ist es nicht. Dass es schneller 
vorwärtsgehen müsste, kann man schon sagen. Doch hier geht es um ein Zusammenspiel 
von verschiedenen Akteuren. Wir beschäftigen uns nun mit der Hächlerhalle/Einsteinpas-
sage. Ich hoffe, der Frust von Etienne Huber hält sich in Grenzen, wenn ich an das Votum 
von Susanne Klaus denke. Inhaltlich wird seinem Anliegen Folge geleistet werden. Viel-
leicht ist es einigen aufgefallen: Die Decke hat bereits einen weiss-gelblichen Farbanstrich 
erhalten. Ebenso wurden die Lichtverhältnisse in der Einsteinpassage verbessert. Die 
Leuchten wurden ersetzt/gereinigt. Dadurch konnte eine um 30-prozentige Verbesserung 
erzielt werden. Am Boden gemessen wird eine Lichtstärke von 300 Lux erzielt. Noch nicht 
umgesetzt aber in Abklärung ist die Beleuchtung einer grossflächigen, sehr dunklen Wand 
im Bereich des Asia-Food-Shops/ -Take-Away "Seidenstrasse". Dort müsste man Kabel ein-
ziehen und Leuchtmittel beschaffen, um diese heller zu gestalten. Diese Optimierung 
muss im Rahmen des laufenden Budgets passieren. Dafür ist kein Kredit vorgesehen, wes-
halb grosse bauliche Massnahmen nicht vorgesehen sind. Ansonsten wäre eine schnelle 
Verbesserung nicht umsetzbar. Mit den bereits umgesetzten und den bevorstehenden 
Massnahmen werden wir in den kommenden Wochen eine deutlich freundlichere Halle ha-
ben. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem das Wort nicht weiter verlangt wird, gelangen wir 
zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen gegen 2 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Die Bürgermotion "Neugestaltung der unterirdischen Durchgangshalle unter der Bahn-
hofstrasse zur Einsteinpassage und zum Naturama" wird nicht überwiesen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 8 

Motion Lea Naon (GLP), Petra Ohnsorg (Grüne) und Nicola Müller (SP): Nachhaltige 
und kreislauffähige Bauweise bei städtischen Hoch- und Infrastrukturbauten 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Diese Motion wurde von der letzten Einwohnerratssitzung 
am 21. Oktober 2024 für heute traktandiert. Ich habe die Mitteilung erhalten, dass die Mo-
tion "Nachhaltige und kreislauffähige Bauweise bei städtischen Hoch- und Infrastruktur-
bauten zurückgezogen wird. Ich bitte eine Person der Motion, dies formal zu Protokoll zu 
geben. 

Lea Naon, Mitglied: Somit ziehe ich die Motion, wenn auch nicht ganz freiwillig, zurück. 
Wir werden die Motion mit gewissen Anpassungen erneut einreichen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Damit ist dieses Traktandum zurückgezogen und erledigt. 
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Traktandum 9 

Motion Petra Ohnsorg (Grüne), Hannah Wey (Grüne), Vreni Jean-Richard (SP), Peter 
Jann (GLP): Ergänzung der Biodiversität in der Gemeindeordnung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 16. August 2023 haben die Einwohnerrätinnen Petra 
Ohnsorg und Hannah Wey (Grüne), die Einwohnerrätin Vreni Jean-Richard (SP) und der Ein-
wohnerrat Peter Jann (GLP) die Motion "Ergänzung der Biodiversität in der Gemeindeord-
nung" eingereicht mit folgendem 

Antrag 

Die Gemeindeordnung wird um einen Paragrafen zur Biodiversität ergänzt. Dabei soll das 
übergeordnete Ziel – der Schutz der Biodiversität in der Stadt Aarau – gemäss Biodiversi-
tätskonzept vom Herbst 2020 – definiert werden. Die Schutzziele aus dem Konzept sollen 
konkretisiert und, wo sinnvoll, mit Prüfindikatoren versehen werden. Über die Fortschritte 
soll periodisch Bericht erstattet werden." 
 
Mit Botschaft vom 21. Oktober 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung mit 
folgendem 

Antrag 
 
Der erste Satz der Motion "Ergänzung der Biodiversität in der Gemeindeordnung" (Die Ge-
meindeordnung wird um einen Paragrafen zur Biodiversität ergänzt) sei zu überweisen. 
Auf die weiteren Sätze der Motion "Ergänzung der Biodiversität in der Gemeindeordnung" 
sei nicht einzutreten. 

Hannah Wey, Mitglied: Ich halte zuerst ein allgemeines Votum im Namen von uns An-
tragsstellenden. Wir Grünen verzichten auf ein allgemeines Parteivotum zur ersten Motion. 
Petra Ohnsorg wird aber später noch zur BNO Stellung nehmen, zu unserer zweiten Mo-
tion. Unsere dritte Vorlage, das Postulat zu einem Biodiversitäts-Reglement, haben wir zu-
rückgezogen. Die Stadt Aarau nimmt den Schutz der Vielfalt unserer Lebensgrundlagen 
sehr ernst und hat bereits 2022 ein zweiteiliges Biodiversitätskonzept veröffentlicht. In 
diesem Konzept werden verschiedene Massnahmen aufgeführt, die in den nächsten Jahren 
umgesetzt werden sollen. Das Ziel von unserem Vorstoss-Paket ist es, die Grundlagen für 
die Umsetzung dieser Massnahmen zu schaffen. Dabei wollen wir auf mehreren rechtli-
chen Ebenen gleichzeitig ansetzen, damit die verschiedenen Instrumente aufeinander ab-
gestimmt werden können. Aber nicht nur rechtlich, auch inhaltlich braucht es Abklärun-
gen, insbesondere um Synergien mit anderen Themenbereichen zu nutzen, zum Beispiel 
Klimakrise und Anpassungen an die Folgen wie steigende Temperaturen, Hitze und Nie-
derschlagsextreme. Stichwort Klima: Im Frühling haben wir im Einwohnerrat die Zielset-
zung zu Treibhausgasen in der Gemeindeordnung diskutiert. Unsere erste Motion möchte, 
dass das übergeordnete Ziel zum Schutz der Biodiversität auch in der Gemeindeordnung 
festgehalten wird. Wir danken dem Stadtrat und der Verwaltung für alle Abklärungen, die 
sinnvolle und doch einigermassen schnelle Planung dieser Vorlagen im Einwohnerrat und 
für die bereits gemachten Vorleistungen. Wir bitten den Einwohnerrat, um die Annahme 
der beiden Motionen. 

Vreni Jean-Richard-dit-Bressel, Mitglied: Ich werde zu beiden Motionen zusammen spre-
chen. Vorneweg, die SP-Fraktion wird beide Motionen einstimmig unterstützen. In den letz-
ten Jahren ist die Gelbbauchunke aus Aarau verschwunden, obwohl sie im Rohrer Wald 



 

Sitzung vom 18. November 2024 

Seite 366  

speziell geschützt wurde. Das Kammmolchvorkommen auf der Zurlindeninsel, von natio-
naler Bedeutung, ist ebenfalls weg. Es wurden keine Tiere mehr beobachtet. Der Laub-
frosch ist schon seit den 80er weg, dabei ist es eine typische Auen-Art, die in Aarau vor-
kommen sollte. Wie bei den Amphibien verhält es sich auch bei den Vögeln: Der Wende-
hals, der Fitis (Laubsänger) und der Gartenrotschwanz brüten nicht mehr auf der Zurlin-
deninsel - trotz Schutzgebiet. Ich gehe davon aus, dass viele von euch diese Tierarten gar 
nicht mehr kennen. Das ist das Problem beim Verschwinden der Biodiversität. Sie ge-
schieht schleichend und unbemerkt. Wenn wir heute Insekten summen hören, oder am 
Philosophenweg sogar in einen Mückenschwarm hineinfahren, merken wir nicht, dass es 
eigentlich noch viel, viel mehr Insekten haben müsste. Die heutige Insektenwelt ist nur 
noch ein schwaches Echo dessen, was unsere Grosseltern erlebt haben. Und der Schwund 
an Insekten zieht natürlich auch das Verschwinden anderer Tierarten nach sich, die nicht 
mehr genug Futter finden. Solange wir das Verschwinden der Biodiversität nicht stoppen 
können, sagen wir am Ast, auf dem wir sitzen. Ein funktionierendes Ökosystem ist nicht 
nur schön, nett und erholsam, sondern es ist unsere Lebensgrundlage. Biodiversität ist be-
sonders in Zeiten des Klimawandels eine Ressource für uns. Wir tun nach wie vor zu wenig 
und gehen damit ein unkalkulierbares Risiko ein. Die Ergänzung der BNO und der Gemein-
deordnung ist ein erster Schritt. Wir verstehen die Argumentation, dass detaillierte Schutz-
ziele und Indikatoren nicht in die Gemeindeordnung geschrieben werden können. Was wir 
aber tun können, ist zum Beispiel das aktuelle Naturinventar, das zurzeit erstellt wird, mit 
der nötigen Sorgfalt zu machen. Das ermöglicht, Schutzziele zu definieren und eine ge-
wisse Erfolgskontrolle. Die aufgenommenen internen und detaillierten Daten sollen eine 
gute Basis bilden. Wichtig dabei ist, dass auch standardisierte Methoden verwendet wer-
den und nicht im Alleingang etwas Eigenes gebastelt wird. Wenn wir hier vielleicht noch 
die Extrameile gehen würden, hätten wir auch die nicht-motionsfähigen Punkte bereits ab-
gedeckt und könnten eine Art kontinuierliches Natur-Monitoring auf die Beine stellen. Das 
würde uns auch ermöglichen, klar zu sagen, welche Massnahmen welche Wirkung zeigen 
und wie das Kosten-/Nutzenverhältnis ist. Aber egal wie effizient, es braucht auch mehr 
personelle Ressourcen, die zurzeit einfach zu knapp bemessen sind bei der Stadt. Noch-
mals, der Biodiversitätsverlust ist kein Luxusproblem. Vielmehr bedroht er unsere ganze 
Lebensgrundlage, auch wenn er schleichend passiert. Mit jeder Reduktion der Biodiversität 
hinterlassen wir der nächsten Generation ein grösseres Problem. 

Die Stadt könnte auch nationale oder kantonale Initiativen wie diejenige von Pro Natura 
zur Sichtung von Gartenschläfern, die vor einigen Tagen zu Ende ging, oder von "Stadt-
wildtiere" unterstützen und dabei mitmachen und die Bevölkerung darüber informieren. 
Diese funktionieren mit Einbezug der Bevölkerung, was ressourcenschonend ist und einen 
grossen Sensibilisierungseffekt hat. Positiv ist zum Beispiel die Teilnahme an der Plattform 
"Biodiversität jetzt". Solches Zusammenarbeiten könnte verstärkt werden. Das wäre im 
Sinne der beiden Sätze, die nicht motionsfähig sind, sowie des zurückgezogenen Postulats 
für ein eigenes Reglement und auch im Sinn der Biodiversität. 

Simon Burger, Mitglied: Die SVP-Fraktion lehnt die Motion ab und zwar aus folgenden 
Überlegungen: Erstens zielt die Motion auf eine nicht stufengerechte Regelung ab. Die Ge-
meindeordnung ist, wie der Stadtrat ausgeführt hat, eine Art Verfassung der Stadt. Darin 
sind die grundlegenden Prinzipien des städtischen Lebens geregelt. Sie ist nicht dafür ge-
dacht, spezifische politische Schwerpunkte oder Detailregelungen festzuschreiben. Der 
zweite Punkt ist, dass wir schon eine bestehende Regelung haben. § 10a der Gemeinde-
ordnung verpflichtet die Stadt, für den "Erhalt der Lebensgrundlagen und einen schonen-
den Umgang mit natürlichen Ressourcen" zu sorgen. Diese Regelung umfasst ganz viele 
Aspekte und zwar den Schutz von Wasser, Böden, Wäldern, Klimaschutz, Kreislaufwirt-
schaft, Biodiversität, nachhaltige Raumplanung und Wirtschaft. Es ist unseres Erachtens 
nicht sinnvoll, einen einzelnen Aspekt wie Biodiversität herauszugreifen und zusätzlich zu 
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betonen. Eine einseitige Fokussierung eines einzelnen Aspekts widerspricht unseres Erach-
tens einer nachhaltigen, umfassenden Regelung. Drittens ist die ganze Sache einseitig und 
es besteht die Gefahr von einer ideologischen Überfrachtung. Nachhaltige Politik muss 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Aspekte gleichermassen berücksichtigen. Eine 
einseitige Fokussierung auf die Biodiversität vernachlässigt andere wichtige Themen und 
ist langfristig weder ausgewogen noch zielführend. Aktuelle Erfahrungen in Deutschland 
zeigen, dass eine übermässige Betonung von Umweltzielen ohne Berücksichtigung von an-
deren Zielen, wie zum Beispiel wirtschaftliche Realitäten, zu Problemen führt. Eine nach-
haltige Politik muss alle Dimensionen berücksichtigen. Als Fazit halte ich fest: Die Forde-
rung, Biodiversität in die Gemeindeordnung aufzunehmen, ist nicht stufengerecht und 
unnötig, da sie bereits implizit in § 10a in der Gemeindeordnung enthalten ist. Angesichts 
des bereits grossen Engagements der Stadt Aarau im Umweltbereich ist die Vorlage auch 
überflüssig und führt zu keiner Verbesserung. 

Nicole Lehmann Fricker, Mitglied: Hinsichtlich der Gemeindeordnung schliesse ich mich 
den Worten von Simon Burger an. Deshalb repetiere ich mich nicht und gehe direkt auf die 
BNO ein. Die Förderung der Biodiversität ist wichtig und absolut nachvollziehbar, dass es 
hier zur Anwendung kommt. Es gibt aber auch Bedenken, welche äussern, wenn wir den 
Begriff "Biodiversität in der BNO" oder eben "in der Gemeindeverordnung" haben, dass eine 
Überregulierung stattfinden wird. Es führt auch zu Beschneidungen für Eigentümer im Ei-
gentumsrecht und zu Unsicherheiten. Ebenfalls bietet es Basis für einen grossen bürokrati-
schen Aufwand. Die Einführung von neuen Regelungen resultiert in Verzögerungen. Die 
Grundeigentümer wissen schon heute nicht mehr, was erlaubt ist. Dieser Zustand besteht 
seit 2019 beginnend mit der Gartenstadt. Dies betreffend sind viele Projekte hängig. Die 
Eigentümer möchten gerne etwas realisieren, wissen aber nicht wie. Selber habe ich schon 
Eigentümer juristisch aufs Amt begleitet. Schlussendlich standen sämtliche Parteien mit 
Fragezeichen da. Was ist denn mit noch mehr Regulierungen zu tun und wo soll da eine 
Sicherheit stattfinden? Es ist unklar. Biodiversität tönt gut. Das mit den Vögeln ist nachvoll-
ziehbar. In Aarau gibt es viele Einwohnerinnen und Einwohner, die sich bewusst sind, ihren 
Garten artgerecht zu gestalten. Das Bewusstsein in der Bevölkerung wächst und es ist 
wichtig, dass immer wieder, wie mit der Motion, darauf hingewiesen wird. Doch wo ist die 
Abgrenzung, wo beginnt der Zwang, wo drücken wir den Eigentümern etwas auf? Es geht 
soweit, dass Projekte nicht mehr umgesetzt werden können oder Eigentümer nicht mehr 
gewillt sind, etwas umzusetzen. Wir sind der Meinung, dass dies dazu führt, Ideen und 
Bauprojekte nicht zu realisieren, die aber im Sinne der Biodiversität gewesen wären, je-
doch nicht der Regelung entsprechen. Aus diesen Gründen lehnt die FDP beide Motionen 
ab. Wir sind überzeugt, dass es alternative Projekte gibt, die man weiterverfolgen kann. 
Wir wissen auch, dass der Stadtrat in diesem Sinne arbeitet. In der Stadt sind bereits sehr 
viele umgesetzte Beispiele vorhanden. 

Werner Schib, Vizestadtpräsident: Wir haben in der Botschaft ausgeführt, dass das 
Thema der Biodiversität in der Gemeindeordnung als Grundsatz durchaus stufengerecht 
ist. Der Stadtrat ist der Meinung, dass auch das Thema Biodiversität in der Gemeindeord-
nung ihren Platz haben darf. Andere Themen wie Prüfindikatoren und Detailfragen sollen 
nicht in der Gemeindeordnung abgehandelt werden. Deshalb kommt es auch zum Antrag, 
dass nur Satz 1 überwiesen werden soll. Schlussendlich gibt es zum Schutz der Biodiversi-
tät nicht nur ein Mittel und eine Lösung. Vreni Jean-Richard hat es angesprochen. Für 
Aarau gibt es ungenügende Grundlagen, was überhaupt vorhanden ist. Es sind A3-Poster 
vorhanden, die von Hand nachgeführt wurden. Neu werden die Daten in einem Naturinven-
tar systematisch erfasst. Veränderungen werden festgehalten und nachgeführt mit dem 
Ziel, Indikatoren für eine Verbesserung/Verschlechterung zu erhalten. Die Stadt Aarau ist 
schon jetzt bei diversen Projekten involviert. Der Verein Gewässerperlen hat in Zusammen-
arbeit mit dem WWF Schweiz das Label Gewässerperle PLUS entwickelt. Der Roggenhausen-
bach erfüllt die Kriterien. Die Ortsbürgergemeinden Aarau und Unterentfelden haben sich 



 

Sitzung vom 18. November 2024 

Seite 368  

entschieden, den Bach zertifizieren zu lassen. Sie haben ein entsprechendes Bewerbungs-
dossier eingereicht, mit dem Ziel, die Biodiversität weiter zu verbessern. So wie es die Mo-
tion "Ergänzung der Biodiversität in der Bau- und Nutzungsordnung" vorsieht. Ich bitte um 
Zustimmung zu den stadträtlichen Anträgen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem das Wort nicht weiter verlangt wird, gelangen wir 
zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 32 Ja-Stimmen gegen 16 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Der erste Satz der Motion "Ergänzung der Biodiversität in der Gemeindeordnung" (Die Ge-
meindeordnung wird um einen Paragrafen zur Biodiversität ergänzt) wird überwiesen. Auf 
die weiteren Sätze der Motion "Ergänzung der Biodiversität in der Gemeindeordnung" wird 
nicht eingetreten.  

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 10 

Motion Petra Ohnsorg (Grüne), Hannah Wey (Grüne), Vreni Jean-Richard (SP), Peter 
Jann (GLP): Ergänzung Biodiversität in der Bau- und Nutzungsverordnung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 16. August 2023 reichten die Einwohnerrätinnen Han-
nah Wey und Petra Ohnsorg (Grüne), die Einwohnerrätin Vreni Jean-Richard (SP) und der 
Einwohnerrat Peter Jann (GLP) die Motion "Ergänzung der Biodiversität in der Bau- und Nut-
zungsordnung" ein mit folgendem 

Antrag 

In der Bau- und Nutzungsordnung der Stadt Aarau sollen die Grundlagen geschaffen wer-
den, damit die im Biodiversitätskonzept definierten Massnahmen und Ziele erreicht werden 
können. 

Mit Botschaft vom 21. Oktober 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung mit 
folgendem 

Antrag 

Die Motion "Ergänzung der Biodiversität in der Bau- und Nutzungsverordnung" wird über-
wiesen. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: Wir bedanken uns beim Stadtrat und der Verwaltung für 
die positive Aufnahme unseres Vorstosses. Weil wir bereit sind, die gesetzlichen Grundla-
gen für die Biodiversität auf der übergeordneten Ebene zu verbessern, haben wir uns ent-
schieden, unser Postulat für die Schaffung eines Reglements zurückzuziehen. Es scheint 
uns sinnvoll, die beschränkten Ressourcen des Stadtbauamtes zuerst für die übergeord-
nete Ebene zu konzentrieren. Falls notwendig, würden wir zu einem späteren Zeitpunkt 
auf die Schaffung eines Reglements zurückkommen. Ich weise auf zwei andere Punkte hin, 
welche stören. Erstens wird hauptsächlich der Baumschutz erwähnt. Er ist seit längerer 
Zeit ein Thema. Die Verwaltung arbeitet daran, was wir sehr begrüssen. Wir wissen aber 
alle, dass es schon kontroverse Diskussionen bezüglich Baumschutz gegeben hat, auch 
hier im Einwohnerrat. Es könnte also noch etwas andauern, bis eine mehrheitsfähige Lö-
sung gefunden wird. Neben den Bäumen gibt es aber noch ganz viele andere mögliche 
Massnahmen, welche genauso gut und wichtig sind und angesichts der Klimaerwärmung, 
Hannah Wey hat es erklärt, immer wichtiger werden. In der Begründung unserer Motion 
haben wir ein paar Themen mit Beispielen aus anderen Gemeinden aufgelistet. Unter ande-
rem die ökologischen Ausgleichsflächen, Unterbauungsziffern oder Bodenversiegelungen. 
Ergänzend dazu sind zum Beispiel auch Lichtemissionen oder die Vernetzung von Lebens-
räumen ein Thema. Es ist deshalb ein grosses Anliegen, jene Massnahmen zu fördern, die 
schneller umgesetzt werden können, die schneller positive Auswirkungen auf die Biodiver-
sität erreichen und die die Aufenthaltsqualität im Siedlungsraum verbessern. All diese 
Massnahmen sollen nicht zu lange durch den Baumschutz blockiert werden. Mit dem Fak-
tor Zeit hängt der zweite Punkt zusammen. Wir haben es von Vreni Jean-Richard gehört. 
Die Spirale des Artenschwunds dreht sich immer schneller. Laut BAFU sind bereits mehr 
als 1/3 von allen Arten gefährdet. Bei uns im Mittelland ist es besonders gravierend. 
Schnelles Reagieren ist also gefragt. Der Prozess für Revisionen ist lange, weshalb es sehr 
wichtig ist, dass die Teilrevision für die Biodiversität nicht erst 2027, sondern so bald wie 
möglich an die Hand genommen wird. Wir hoffen, dass sie dieses Mal mit mehr Mut und 
mit mehr Voraussicht angegangen wird, als die letzte Gesamtrevision. Wir sind gespannt 
und freuen uns auf die konkrete Umsetzung unseres Vorstosses. 
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Thomas Richner, Mitglied: Die Stadt Aarau hat eine Biodiversitätsstrategie und ein Bio-
diversitätskonzept. Man hat also einen Plan, was man tun will. Es ist auf den Plänen auch 
ersichtlich, dass die Schwerpunkts-Gebiete für die Umsetzung dieser Pläne ausserhalb des 
Siedlungsgebietes liegen. In diesen Bereichen haben wir schon sehr viele geschützte Are-
ale innerhalb des Aarauer Gemeindegebietes. Es empfiehlt sich, das Auenschutzgebiet im 
Ortsteil Rohr zu besuchen. Die vier verbleibenden Bauernbetriebe von Aarau unternehmen 
einiges im Bereich Vernetzung oder Biodiversitätserhalt im Kulturland. Im Bereich von 
stadteigenen Bauten und Flächen innerhalb des Siedlungsgebietes ist im Konzept festge-
halten, dass bei öffentlichen und städtischen Grünanlagen ein grosses Potenzial besteht. 
In diesem Bereich werden beispielsweise viele Stadtbäume gepflanzt. Im Jahr 2017 waren 
es 2’886 Stadtbäume mit Ziel 3'080 im Jahr 2025. Das sind 200 Bäume mehr als vor acht 
Jahren bei gleichbleibender Siedlungsfläche. Die BNO sieht bereits diverse Vorschriften 
und Bestimmungen zur Biodiversitätsförderung vor. So steht es auch in der Botschaft des 
Stadtrates. In der BNO sind mehr als 50 Naturschutzprojekte vermerkt wie Hecken, Baum-
bestände, Waldränder, Feuchtbiotope und es gibt Naturschutzzonen und Auenwaldreser-
vate. Mit der vorliegenden Motion will man weitere Details wie Baumschutz, ökologischen 
Ausgleich oder Versiegelung etc. einführen. Bei den städtischen Liegenschaften und Län-
dereien kann dies jetzt schon getan werden, ohne Anpassung der BNO. So kann das Ziel 
der Biodiversitätsstrategie weiterverfolgt werden. Somit zielen, unserer Sicht nach, die zu-
sätzlichen Regelungen im Rahmen der BNO hauptsächlich auf die privaten Parzellen ab. 
Wir erachten das als weiteren Versuch, die persönliche Freiheit und die Eigentumsrechte 
der Bürger einzuschränken. Nicole Lehmann hat dies auch schon erwähnt. Schon heute 
sind die Einschränkungen beim Bauen enorm. Das zeigt sich unter anderem bei den sehr 
langen Baubewilligungsverfahren, den vielen rechtlichen Problemen mit diesen Verfahren 
und den Klagen der Bauherren. Es kommt das Gefühl auf, schon heute überreglementiert 
zu sein. Jede weitere Regelung führt zu neuen Kosten auf Seiten Verwaltung und Bauher-
ren. Bald braucht es für ein Bauvorhaben wie bei einer Gartenmauer juristische Begleitung. 
Die Fraktion der SVP vertritt klar die Meinung, dass in der BNO nicht noch mehr Punkte in 
Sachen Biodiversität geregelt werden sollen. Natürlich sind wir auch einverstanden, dass 
innerhalb des Siedlungsgebietes zur Verbesserung der Biodiversität dazu beigetragen wer-
den kann. Aber nicht durch weitere Vorschriften und Einschränkungen, sondern eher 
durch Anreize, Ausbildungen und Informationen der Bewohnerinnen und Bewohner von 
Aarau. Mit den benötigten rund 100’000 Franken für die BNO-Revision (für zusätzliche 
Reglementierung und für Juristen) könnten schon einige konkrete Massnahmen umgesetzt 
werden. Deshalb sind wir von der SVP-Fraktion gegen die Überweisung dieser Motion. 

Hannah Wey, Mitglied: Da von der Bauernpartei sowieso alle nein stimmen werden, nutze 
ich die Gelegenheit zum "Bashen". In meiner Rede habe ich mir sehr Mühe zur Sachlichkeit 
gegeben. Die SVP wehrt sich auf nationaler- und kantonaler Ebene enorm für mehr Bio-
diversität in der Landwirtschaft. Das kann ich nachvollziehen - denn auch ich habe Hunger. 
Es gibt aber neben der Landwirtschaft auch noch einen anderen Raum. Da spielt Biodiversi-
tät eine grosse Rolle, dort kann man Fortschritte machen. Das ist der Siedlungsraum und 
der ist ebenfalls in unserer Verantwortung als Einwohnerrat. Von der SVP sehe ich auf kei-
ner Ebene auch nur einen Funken einer Bemühung, bei diesem Thema vorwärts zu kom-
men, obschon es so dringend wäre.  

Werner Schib, Vize-Stadtpräsident: Was ein wichtiger Punkt ist: Die Stadt ist eine sehr 
grosse Grundeigentümerin. Bei vielen städtischen Parzellen wie Grün- und Siedlungsräu-
men ist die Stadt in der Pflicht. Im Rahmen der Klimaanpassungsstrategie gehen wir dieses 
Thema an und werden auch im Einwohnerrat über Bodenversiegelung und ökologischen 
Ausgleich sprechen. 
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Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem das Wort nicht weiter verlangt wird, gelangen wir 
zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 32 Ja-Stimmen gegen 16 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Die Motion "Ergänzung der Biodiversität in der Bau- und Nutzungsordnung" wird überwie-
sen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 11 

Postulat Erstellen eines Reglements zur Biodiversität 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Unter den Traktanden 10 und 11 haben wir bereits erfah-
ren, dass das Postulat "Erstellen eines Reglements zur Biodiversität" zurückgezogen 
wurde. Somit ist dieses Traktandum abgehandelt. 
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Traktandum 12 

Motion Leona Klopfenstein und Vreni Jean-Richard (SP): Anpassung des Personalreg-
lements: Ausgeglichene Repräsentation der Geschlechter und Förderung von Co-Lei-
tungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 16. September 2024 haben die Einwohnerrätinnen Le-
ona Klopfenstein und Vreni Jean-Richard eine Motion betreffend Anpassung des Personal-
reglements eingereicht. Das Personalreglement (PR) vom 18. Juni 2018 sei um eine Rege-
lung zur ausgeglichenen Repräsentation der Geschlechter und Förderung von Co-Lei-
tungen zu ergänzen. Diese Regelung soll insbesondere folgende Punkte umfassen: 
 
 Bei Neuanstellungen, insbesondere bei Führungspositionen, wird auf eine ausgegli-

chene Repräsentation der Geschlechter geachtet.  
 Bei gleicher Qualifizierung werden Dossiers bevorzugt, die auf der betroffenen Hierar-

chiestufe zur repräsentativen Abbildung der Geschlechter analog zur Repräsentation 
der Gesellschaft beitragen.  

 Auf den Führungsebenen sind Co-Leitungen zu ermöglichen und die Möglichkeit von 
gemeinsamen Bewerbungen oder Bewerbungen von Einzelpersonen auf einen Teil der 
ausgeschriebenen Stelle soll in den Ausschreibungen erwähnt werden. 

Mit Botschaft vom 14. Oktober 2024 stellt der Stadtrat dem Einwohnerrat folgenden  

Antrag 

Die Motion "Anpassung des Personalreglements – ausgeglichene Repräsentation der Ge-
schlechter und Förderung von Co-Leitungen" wird nicht überwiesen.  

Leona Klopfenstein, Mitglied: Mir ist bewusst, diese Motion wird es heute Abend nicht 
ganz einfach haben. Trotzdem möchte ich im Namen der SP-Fraktion ein paar Gründe und 
Gedanken mitgeben. In der Botschaft des Stadtrats wird sehr deutlich aufgezeigt, dass die 
Geschlechter auf der höchsten Führungsebene sehr unausgeglichen abgebildet sind. Trotz 
vorhandener Ansätze zur Förderung einer ausgeglichenen Geschlechterrepräsentation sind 
die derzeitigen Massnahmen offenbar nicht ausreichend, um echte Fortschritte zu erzie-
len. Die Ablehnung der Motion mit dem Hinweis auf bereits bestehende Mechanismen und 
die Gefahr von Fluktuationen deutet auf eine zögerliche Haltung gegenüber tiefgreifenden 
strukturellen Veränderung hin. Und es ist nett, dass der Stadtrat alle Führungsstufen auf-
zeigt, dass es bei anderen Stufen anders aussieht, überrascht uns überhaupt nicht. Es sind 
genau die Stufen, wo auch mehr Frauen tätig sind. Es geht ja eben genau darum. Je höher 
die Stufe, desto weniger Frauen treffen wir an. Und darum geht es heute Abend. Wir sind 
zudem etwas irritiert über die Antwort des Stadtrats. Nirgends haben wir geschrieben, 
dass Gender der einzige Faktor ist jemanden einzustellen. Wir haben sehr klar festgehal-
ten, dass bei gleicher Qualifizierung – und hier ist der Stadtrat sehr frei, ob auch der  
Wohnort (was ich ein sehr komisches Argument finde) als wichtig erachtet wird. Erst dann, 
wenn die Bewerbenden dasselbe mitbringen, soll auf eine repräsentative Abbildung der 
Geschlechter – und da sind alle gemeint – geachtet werden. Und alle Männer, die sich nun 
diskriminiert fühlen, hier sprechen wir explizit von allen Geschlechtern. Also würden auch 
Männer berücksichtigt werden, wenn in diesen Positionen mehrheitlich oder ausschliess-
lich Frauen zu finden wären. Das heisst, nur, wenn man also das Geschlecht hat, welches 
noch nicht oder schlecht vertreten ist, wird man nicht automatisch eingestellt. Und um 
auch auf die Voten, welche nach mir folgen werden einzugehen: Nein, wir fordern nicht 
Quotenfrauen oder rollen nicht den roten Teppich aus. Erst wenn die Bewerbenden die-



 

Sitzung vom 18. November 2024 

Seite 374  

selbe Qualifizierung haben, soll darauf geachtet werden, dass die Geschlechter ausgegli-
chen abgebildet sind. Und ich verstehe nicht, weshalb dies nicht auch dem Stadtrat ein An-
liegen ist. Dass nun andere marginalisierte Personengruppen als Gegenargument aufge-
führt werden, ist irritierend. Nirgends steht in unserer Motion, dass wir als Fraktion nicht 
der Meinung sind, dass Race oder Beeinträchtigungen etc. nicht auch berücksichtigt wer-
den müssen. Der Stadt Aarau muss es doch ein Anliegen sein, dass auch in den oberen 
Etagen die Geschlechter ausgeglichen repräsentiert werden. Ich bin erstaunt, dass der 
Stadtrat absolut keine Massnahmen ergreifen will, wenn ganz klar ist, dass keine Ausgegli-
chenheit herrscht. Da bringt es auch nichts aufzuzeigen, dass es bei anderen Stufen bes-
ser klappt, denn auch das ist systembedingt nicht überraschend. In der Beantwortung un-
serer Anfrage steht: "So haben sich beispielsweise in den Bewerbungsprozessen für die in 
den letzten zwei Jahren frei gewordenen Abteilungsleitungen Sicherheit und Stadtkanzlei, 
keine bzw. eine Bewerberin von damals zwölf Bewerbungen gemeldet." Nun, genau darum 
geht es uns. Wenn sich kaum Frauen bewerben, dann erreicht die Stadt mit ihrem Angebot 
als Arbeitgeberin offensichtlich 50 Prozent der Bevölkerung nicht. Das kann sich die Stadt 
Aarau beim heutigen Fachkräftemangel nicht leisten. Wenn man 50 Prozent von potentiel-
len Kandidaten und Kandidatinnen nicht erreicht, dann muss man sich bewegen und etwas 
ändern. Wenn man nun das Gefühl hat, die SP fordere wieder viel zu viel, dann lohnt sich 
ein Blick nach St. Gallen, wie Massnahmen zu mehr Geschlechter-Diversität führen können. 
Hier wurde beispielsweise ein umfassender 27-Punkte-Plan entwickelt, der von Sensibilisie-
rung der Führungsebene, angepassten Rekrutierungsprozessen, Mentoring-Programmen 
bis hin zu Förderung von Teilzeitmodellen und Co-Leitungen reicht. Solche gezielten, 
nachhaltigen Initiativen fördern eine diversere und repräsentativere Führungsstruktur. Zü-
rich kennt eine Genderplanung, Winterthur kennt Quoten, so auch Basel mit einer Quote 
von 35 Prozent Frauen. Eine doch eher tiefe Quote. Aber nicht mal diese würde Aarau in 
den oberen Führungsebenen erreichen. Nun zu den Co-Leitungen: Ich finde keine aktuel-
len Stellenausschreibungen, wo auf Co-Leitungen hingewiesen wird. Ob etwas möglich ist 
oder ob das explizit gefördert wird, ist ein grosser Unterschied. Wir wissen von Angestell-
ten, die sich gerne gemeinsam als Co-Leitung beworben hätten. Das war aber nicht mög-
lich. Es sind uns auch Personen bekannt, bei denen sich die Lebensumstände geändert ha-
ben. Sie hätten gerne ihr Pensum reduziert. Eine Co-Leitung wäre wünschenswert gewesen, 
jedoch nicht möglich. Der Stadtrat hätte also auch antworten können:  
 Co-Bewerbungen werden begrüsst und Co-Leitungen noch mehr gefördert. 
 Arbeitsmodelle zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf werden noch mehr gefördert. 
 Man könnte schreiben, dass Vielfalt, Chancengerechtigkeit, Inklusion und Zugehörig-

keit bei der Rekrutierung und im Personalwesen wichtig sind und gepflegt werden. Und 
dies in Zukunft noch mehr gemacht wird.  

Ein passiver Verweis auf bereits mögliche Co-Leitungen ohne explizite Umsetzung oder 
strategische Zielsetzung verkennt die strukturellen Hindernisse, die Frauen daran hindern, 
Führungspositionen einzunehmen. Ein stärkeres Engagement, wie in St. Gallen mit strate-
gischen Rekrutierungs- und Sensibilisierungsmassnahmen, würde einen echten Fortschritt 
ermöglichen. Vielfalt entsteht nicht einfach so. Dafür muss man sich bewegen. Man muss 
es wollen. 

Benita Leitner, Mitglied: Einleitend merke ich an, dass mein Votum allenfalls in Grundzü-
gen aber nicht im Gesamtfazit die Meinung in unserer Fraktion widerspiegelt. Ich würde 
mir wünschen, heute nicht hier zu stehen und mitzuteilen, dass wir noch nicht am Ziel an-
gekommen sind, wenn es um die Gleichstellung der Geschlechter geht. Es würde mich mit 
viel Freude erfüllen, müssten wir uns erst gar nicht mit diesem Thema befassen, weil es 
einfach standardmässig schon so ist, dass wir uns einfach als Menschen sehen. 65 Pro-
zent: Die Zahl sagt euch wahrscheinlich im Moment nichts aus. Sie stand so auch nirgends 
explizit in der Botschaft. 65 Prozent, so hoch ist der Frauenanteil über die gesamte Stadt-
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verwaltung gesehen, auf den Stufen ohne Führungsfunktionen. Ich finde das darum wich-
tig zu erwähnen, weil die Botschaft zur Motion das Bild vermittelt, dass die ausgeglichene 
Repräsentation der Geschlechter ein Thema ist, das nur auf Stufe Abteilungsleitung be-
steht. Also dort, wo wir eine Frauenquote von 11 Prozent haben. Faktisch ist es so, dass 
der Frauenanteil bei den Stellen ohne Führungsfunktion dominant ist und mit jeder Stufe 
nach oben, immer mehr abnimmt. Diese kontinuierliche Abnahme der Beteiligung von 
Frauen, je höher in der Hierarchiestufe, umso mehr Proaktivität wird von der Stadt Aarau 
verlangt. Es ist ein psychologischer Grundsatz, dass Menschen die Nähe suchen zu jenen 
Leuten, die ihnen sehr ähnlich sind. Das bedeutet, dass es wahrscheinlicher ist, dass ein 
Mann in einer Entscheidungsfunktion sich mit einem anderen Mann eher verbunden fühlt 
und dementsprechend auch die Person unter Umständen als fähiger betrachtet und in eine 
leitende Funktion nachziehen möchte. Das ist sicher nicht in jedem Fall so, ist aber aus 
psychologischer Sicht sehr oft so nachgewiesen. Es gibt auch andere Einflüsse, die rele-
vant sind, so wie das die Botschaft aufzeigt. Es ist die Entscheidung der bewerbenden Per-
son, ob das Pensum stimmt, ob der Lohn für sie angemessen ist oder ob der Arbeitsweg 
tragbar ist. Dass ein kurzer Arbeitsweg kein Versprechen für eine langjährige Zusammen-
arbeit ist, haben wir jüngst am Beispiel von unserem ehemaligen Stadtschreiber gesehen. 
Um aber den nicht absoluten Grundsatz "Männer fördern Männer" zu durchbrechen, ist es 
wichtig, den Forderungen dieser Motion nachzukommen. Was sind denn diese Forderun-
gen genau? Es ist keine Frauenquote. Es ist auch keine Bevorzugung von Frauen. Die Mo-
tion verlangt einzig und alleine, dass in der Situation, wo zwei Personen von zwei Ge-
schlechtern mit genau den gleichen Qualifikationen für eine Stelle in Frage kommen und 
dann eben die Person ausgewählt wird, die die Gesellschaft besser widerspiegelt. Wenn 
nur Bewerber/-innen des gleichen Geschlechts mit den nötigen Qualifikationen vorhanden 
sind, dann greift die Forderung dieser Motion nicht. Wenn beispielsweise ein männlicher 
Bewerber besser qualifiziert ist, dann ist der Fall klar. Und wenn wir zukünftig erreichen, 
dass in den Stufen mit Führungsverantwortung der Frauenanteil höher ist, dann wäre diese 
Motion auch Unterstützung für den Mann. Kurz zusammengefasst: Heute können wir ein 
Zeichen setzen. Es ist ein kleines Zeichen. Es handelt sich nicht um stählerne Frauenquo-
ten, wie das in anderen Städten der Fall ist. Wir schaffen auch keine Fachstelle für Gleich-
stellung, wie es beispielsweise Luzern, Lausanne oder Genf kennen. Wir setzen einfach ein 
Zeichen, das Anerkennung zeigt, dass wir als Gesellschaft noch nicht dort angekommen 
sind, wo wir hinmöchten. Es ist ein Zeichen, das uns aufzeigt, dass weiterhin Handlungs-
bedarf vorhanden ist, ein Zeichen, dass wir alle nach einer gleichgestellteren Gesellschaft 
streben. Mit einer Überweisung der Motion ist das Reglement noch nicht angepasst. Die 
Anpassung des genauen Wortlauts im Reglement würde uns noch einmal vorgelegt. Eben-
falls begrüssen würde ich, wenn auch andere Minderheiten bei gleicher Qualifikation nach 
Möglichkeit mitberücksichtigt werden. Setzen wir ein Zeichen, dass auch die Stadt Aarau 
als Arbeitgeberin mit Vorbildfunktion bei der Gleichstellung vorangeht. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Die SVP-Fraktion ist gleicher Meinung wie der Stadtrat. Wir 
werden die Motion nicht überweisen. Der vorliegende Vorstoss ist antiquiert und stammt 
aus der Mottenkiste von linken Feministinnen. Es ist doppelt befremdlich, dass der Vor-
stoss von zwei jungen Feministinnen kommt. Der Stadtrat legt in der Botschaft klar dar, 
dass in der Stadtverwaltung der Frauenanteil sehr hoch ist. Zum Beispiel bei den städti-
schen Pflegeheimen ist die Frauenquote sehr hoch und frauenfreundlich. Es gibt gar nicht 
genug Männer, die in der Pflege arbeiten wollen oder können. Wir hätten uns gewünscht, 
dass die Motionärinnen den Vorstoss zurückziehen würden, ebenso wie schon andere Vor-
stösse heute Abend zurückgezogen worden sind. Wir treffen uns heute Abend, wenn uns 
das noch nicht bewusst ist, einzig und alleine oder mit Ausnahmen der Bürgermotion, um 
linke Vorstösse abzuhandeln. Wie gesagt, die einen Motionen waren so schlecht, dass sie 
schon vor der Beratung zurückgezogen worden sind. Die SVP will, dass der fachlich ideale 
Bewerber die Stelle bekommt. Und die vorliegende Motion fordert selbstverständlich eine 
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Quotenregelung, auch wenn dies in den Vor-Voten abgestritten wurde. Wir sind gegen ge-
setzliche Anpassungen dieser Richtung. Die Quotenregelung kommt für uns nicht in 
Frage, es ist ein Nein. Es wurde vorher auch gesagt, dass alle dies wollten. Wir sind nicht 
alle. Ich stehe hier als Frau und Vertreterin von vielen Frauen, die keine Quotenregelung 
wollen. Wir wehren uns gegen solche Vorstösse. Des Weiteren will der Vorstoss die Förde-
rung von Co-Leitungen. Der Stadtrat hat es ausgeführt, dass dies bei der Stadt Aarau im 
grossen Masse erfüllt ist. Co-Leitungen können oder können nicht funktionieren. Die För-
derungen von Co-Leitungen ist kein Garant, dass es besser ist/wird. Co-Leitungen funktio-
nieren nicht immer gut, wie gerade am Beispiel der SP-Parteileitung im Aargau zu sehen 
ist. Da besteht noch Bedarf für Verbesserung. 

Fabienne Luder, Mitglied: Ich bedanke mich bei Leona Klopfenstein und Benita Leitner für 
die vielen bereits erwähnten Gründe für die Motion. Die Rede von Susanne Heuberger ist 
irritierend. Besonders wenn man das Organigramm der Stadt Aarau betrachtet. Auf der 
höchsten Stufe lässt sich genau eine Frau finden. Das entsetzt mich. Immerhin sieht es auf 
den Hierarchiestufen zwei bis fünf deutlich besser aus. Ich selber bin keine grosse Freun-
din von Quoten. Sie können Chancen bieten, können aber genauso im Weg stehen. Eine 
Quote ist leider immer eine Symptombekämpfung. Die Ursachen jedoch liegen meistens 
tiefer. Es gilt, sich jenen Ursachen anzunehmen, die nachhaltig Verbesserung und Wirkung 
zeigen. Dazu gehören erste Massnahmen wie Rahmenbedingungen zu setzen: Zum Bei-
spiel Jobausschreibungen attraktiv gestalten. Frauen und überhaupt marginalisierte Bevöl-
kerungsgruppen sind erwünscht, ebenso Co-Besetzungen. Eine Stellenausschreibung wird 
somit für alle attraktiver. Fachkräftemangel und hohe Fluktuation ist allgegenwärtig, dar-
über haben wir in jüngster Vergangenheit immer wieder gesprochen. Mit Tagesschulen, 
bezahlbarer Kinderbetreuung, gezielter Förderung von Frauen in Führungspositionen, da-
mit würde die Arbeitgeberin Stadt Aarau viel attraktiver dastehen. Das Problem liegt viel 
tiefer und ist fest verwurzelt in unserer Gesellschaft. Die Geschichte zieht sich durch un-
sere patriarchalen Strukturen und Denkweisen. Das muss sich zwingend wandeln, um 
nachhaltige Veränderungen zu erzielen. Jetzt ist aber die Frage, wie wir heute mit dieser 
Motion entscheiden. Wie gehen wir mit der heutigen Situation, mit den Voraussetzungen 
in der Gesellschaft in der wir leben, um? Wir als grüne Fraktion sehen uns in der Verant-
wortung, die Motion einstimmig anzunehmen.  

Samir Hertig, Mitglied: Besten Dank für die Motion. Unsere Fraktion unterstützt das Anlie-
gen der Motionärinnen nach ausgeglichener Situation und insbesondere auch nach Co-Lei-
tungen. Wir sind uns hier im Rat alle einig oder zumindest die meisten sind es, dass eine 
diverse Arbeitnehmer/-innenschaft für jedermann wichtig ist. Aber grossmehrheitlich folgt 
unsere Fraktion grundsätzlich der Argumentation des Stadtrats und lehnt die Überweisung 
der Motion ab. Kurzgefasst: Wir sind der Meinung, dass sich Diversität nicht reglementie-
ren lässt, beziehungsweise muss sie vor allen Dingen gelebt werden. In erster Linie von 
den Mitarbeitenden der Stadt Aarau beziehungsweise von den Vorgesetzten. Das ist Sache 
der vielbesagten (Unternehmens-)Kultur. Oder wie Fabienne Luder erwähnt hat, muss man 
die Ursache und nicht die Symptome bekämpfen. Wir haben Verständnis für die Argumen-
tation des Stadtrats, dass sich Diversität nicht auf einen Faktor reduzieren lässt, in diesem 
Falle Geschlechter- bzw. Genderidentität. Eine abschliessende Kriterienliste lässt sich nicht 
bestimmen, auch wenn diese erweitert werden könnten mit Alter, Religion, Glaube, Beein-
trächtigungen, Orientierungen etc. Dabei scheint es so, wie auch der Stadtrat argumen-
tiert, durchaus schlüssig, dass eine explizite Regulierung mit expliziten Nennungen von 
spezifischen Kriterien und dabei auch eine entsprechende Priorisierung von den formal ge-
nannten gegenüber eben genau den nicht genannten nicht im Sinn von Diversität ist, son-
dern immer ein Stück weit eine Bevorzugung ist vom einen gegenüber dem anderen. 
Hierzu laden wir den Stadtrat ein, falls die Motion überwiesen wird, die Formulierung die-
ses Reglements genau zu überdenkt. Es soll eine wirklich gute Formulierung gewählt wer-
den. Die Möglichkeit zur Beeinflussung der inklusiven Kultur oder der Erschaffung davon 
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oder Weiterpflege finde ich sehr gut. Das Vorgehen wie in St. Gallen finde ich sehr sinn-
voll. Das wäre auch für die Stadt Aarau anwendbar. Es beginnt schon bei einfachen Dingen 
wie zum Beispiel bei einer Stellenausschreibung mit inklusiver Sprache ohne Anwendung 
von geschlechterspezifischer Formulierungen. Die Stadt Aarau sucht auf ihrer Webseite 
nach einer Fachfrau/ einem Fachmann Hauswirtschaft – hier könnte man nach einer Fach-
person suchen. Es beginnt schon bei solchen Sachen. Da hilft es auch nicht, dass die Stadt 
Aarau ein angenehmes Arbeitsklima bietet. Betreffend den Punkt zu den Co-Leitungen sind 
wir wie auch die Motionärinnen gleicher Meinung. Wo immer möglich soll explizit erwähnt 
werden, dass Co-Leitungen willkommen sind. Wir nehmen den Stadtrat beim Wort und hof-
fen auf die Umsetzung. 

Regina Tschopp, Mitglied: Die Motion fordert, dass die Stadt im Personalreglement eine 
Regelung zur ausgeglichenen Repräsentation der Geschlechter einführt. Aus der Botschaft 
des Stadtrats geht hervor, dass die Geschlechterquote bis Hierarchiestufe zwei sehr ausge-
glichen ist. Bei der Stufe eins, der höchsten Hierarchiestufe, also Abteilungsleitung inklu-
sive Stadtpräsidium, dort hinkt die Quote hintennach. Allerdings kann man davon ausge-
hen, dass auf dieser Stufe erstens die Fluktuation tief liegt und zweitens soll auf dieser 
Stufe, unabhängig des Geschlechts, die beste und geeignetste Person gewählt werden. 
Wenn man eine Geschlechterquote einführt, ist es nicht gewährleistet, dass man die beste 
Person findet – weder in die eine noch in die andere Richtung. Es sollen verschiedene Fak-
toren gewichtet werden, einer davon ist das Geschlecht. Aus der Sicht der FDP sind wir 
überzeugt, dass die Stadt bereits heute sehr viel unternimmt für eine ausgeglichene Ge-
schlechterquote. Bereits heute sind Co-Leitungen möglich. Das ist wichtig, dies den Frauen 
und den Männern zu ermöglichen. Ich kenne das aus eigener Erfahrung. Das kann funktio-
nieren, jedoch sind damit Herausforderungen verbunden. Wir sind der Meinung, dass eine 
ausgeglichene Geschlechterquote über alle Hierarchiestufen gesehen, ein Ziel der Stadtver-
waltung sein soll. Wir sind überzeugt, dass die Stadt heute schon bei ihren Rekrutierungen 
und bei den Neuanstellungen nach diesem Ziel handelt und sehr viel dafür unternimmt. 
Aus unserer Sicht ist ein Eingreifen in den Prozess mit zusätzlichen Regeln und Vorgaben 
nicht notwendig. Deshalb folgt die FDP dem Antrag des Stadtrats und wird die Motion 
nicht überweisen. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Es verwundert mich nicht, dass die Voten zu die-
ser Motion emotional gehalten wurden. Eingangs erwähnen möchte ich, dass diese Motion 
nun bereits zwei Monaten später mit einem konkreten Vorschlag behandelt wird. Das ver-
dient Anerkennung. Wir haben nicht auf vielen Seiten argumentiert über Vor- und Nach-
teile einer Geschlechterregulierung, wie es in der Motion verlangt wird. Dem Stadtrat ist es 
wichtig - und er ist auch daran interessiert, dass unsere Gesellschaft bei der Arbeitgeberin 
Stadt Aarau möglichst klar abgebildet ist. Auf der obersten Führungsebene besteht tat-
sächlich ein Ungleichgewicht. Zum Beispiel bei den Sozialen Diensten war über 20 Jahre 
eine Frau in leitender Funktion. Die Nachfolge wurde mit der stellvertretenden Person ge-
regelt. Die gleiche Situation hat sich bei der Abteilung Finanzen ergeben. So haben wir nun 
tatsächlich ein Ungleichgewicht. Natürlich sind wir daran interessiert, dies in der Gesamt-
stadtverwaltung zu kompensieren. Ich darf darauf hinweisen: auf der obersten Führungs-
ebene, nämlich im Stadtrat, sind wir mit vier Frauen und drei Männern gut positioniert – 
und das schon in der zweiten Amtszeit. Die Möglichkeit, Familie und Beruf zu kombinie-
ren, darauf haben wir in den vergangenen Jahren bewusst geachtet. Wir haben Fringe Be-
nefits eingeführt, ein sehr flexibles Personalreglement und viele andere Massnahmen. 
Über 60 Prozent der Mitarbeitenden sind in Teilzeit angestellt, auch das zeigt grosse Flexi-
bilität auf. Bei der Beantwortung der Motion haben wir erwähnt, dass sowohl ein verstärk-
ter Hinweis auf die Chancengleichheit (ohne Einschränkung auf das Geschlecht) als auch 
Grundwerte in die Stellenausschreibungen aufgenommen werden. Auch die Möglichkeit 
von Co-Leitungen, wo sinnvoll, sollen explizit erwähnt werden. Bereits heute ist es betref-
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fend Co-Leitungen Realität. Wenn sich die Personen schon von der Arbeit her kennen, in-
nerhalb der Organisation, sind Co-Leitungen erfolgsversprechend. Dies zeigen Erfahrungs-
werte bei den Pflegeheimen und bei der Stadtentwicklung. Sie können davon ausgehen, 
dass wir alles daransetzen, die Repräsentanz der Gesellschaft in unserer Organisation 
nicht nur von einem, sondern von vielen Kriterien aufrechtzuerhalten oder zu verbessern. 
Dass ein Katalog mit 27 Kriterien, wie bei der Stadtverwaltung in St. Gallen, wirklich zu ei-
ner verbesserten gesellschaftlichen Durchmischung in der Verwaltung führt, das ist frag-
würdig. Das Thema "ausgeglichene Repräsentation der Geschlechter und Förderung von 
Co-Leitungen" werden wir selbstverständlich weiterhin bearbeiten und mitnehmen. Den-
noch bittet der Stadtrat um Nichtüberweisung der Motion. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Voten gemeldet werden, gelangen 
wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 25 gegen 21 Stimmen bei einer Enthaltung folgenden 

Beschluss 

Die Motion "Anpassung des Personalreglements – ausgeglichene Repräsentation der Ge-
schlechter und Förderung von Co-Leitungen" wird überwiesen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 13 

Motion Leona Klopfenstein und Vreni Jean-Richard (SP): Anpassung des Personalreg-
lements - interne und externe (öffentliche) Ausschreibung von Stellen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 16. September 2024 haben die Einwohnerrätinnen Le-
ona Klopfenstein und Vreni Jean-Richard eine Motion betreffend Anpassung des Personal-
reglements eingereicht. Das Personalreglement (PR vom 18. Juni 2018) sei um eine Rege-
lung zur internen und externen (öffentlichen) Ausschreibung von Stellen zu ergänzen.  

Antrag 

Alle offenen Stellen ab Lohnband 5 und Positionen mit Führungsverantwortung auf allen 
Lohnstufen müssen intern und öffentlich ausgeschrieben werden. Bei den unteren Lohn-
bänden ist eine öffentliche Ausschreibung optional.  

Mit Botschaft vom 14. Oktober 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung mit 
folgendem 

Antrag 

Die Motion "Anpassung des Personalreglements -interne und externe (öffentliche) Aus-
schreibung von Stellen" wird nicht überwiesen. 

Vreni Jean-Richard-dit-Bressel, Mitglied: Ich halte das Votum als Motionärin und auch für 
unsere Fraktion. Die höchste Stelle in Aarau wurde nicht ausgeschrieben genauso wie die 
Stellen von mehreren Abteilungsleitungen in den letzten Jahren. Hanspeter Hilfiker hat es 
erwähnt. Frauen konnten sich auf diese Stellen nicht bewerben, da sie nicht ausgeschrie-
ben wurden. Das Ziel ist, da sind wir uns wahrscheinlich einig, dass in der Stadtverwaltung 
die besten Leute arbeiten und der Bevölkerung als eigentliche Arbeitgeberin die besten 
Services bieten. Und die besten Leute sind nicht unbedingt die, die die besten Noten hat-
ten im Studium, sondern vielleicht auch die, die am besten ins Team passen, die die Stadt 
gut kennen, die die Bevölkerung möglichst gut verstehen oder die sich besonders engagie-
ren. Um solche Personen zu finden, braucht es faire und transparente Bewerbungsverfah-
ren. Hier hat der Staat beziehungsweise die Verwaltung eine Vorbildfunktion. Wer, wenn 
nicht der Staat, soll jeden Anschein von Günstlingswirtschaft vermeiden und für Fairness 
und Transparenz stehen? Das ist wie in der Motion erwähnt ein kantonales Gesetz. Auf 
Ausschreibung darf nur in begründeten Einzelfällen verzichtet werden und zwar auf allen 
Stufen, nicht nur auf Führungsebene. Die Praxis bei der Stadt Aarau sieht aber anders aus. 
Es wird grundsätzlich eher nicht ausgeschrieben, auch nicht intern. Auch das Einreichen 
dieser Motion hat die Praxis nicht geändert. Gerade vor ein paar Tagen wurde intern kom-
muniziert: Person xy hat gekündigt, wir suchen eine Person, bei Bedarf wird ausgeschrie-
ben. Es ist völlig unklar, wie die Nachfolge gesucht wird. Es gibt keine Kriterien und auch 
intern kann man sich nicht auf den Posten bewerben. Diese Praxis verstösst gegen das Ge-
setz, das, wie gesagt, nur eine Ausnahme in "begründeten Einzelfällen" macht. In der Bot-
schaft des Stadtrats werden vier Argumente genannt, auf die ich gerne kurz eingehen 
möchte: Mitarbeitende, die in der Poleposition sind, könnten sich durch eine Ausschrei-
bung nicht wertgeschätzt fühlen. Das ist so, wenn eine Ausschreibung nicht die Norm ist. 
Wenn aber für alle immer klar ist, dass alle Stellen ausgeschrieben werden, ist das nicht 
der Fall. Das machen viele Betriebe so. Im Gegenteil, wenn ein Mitarbeiter zwar ziemlich 
gut ist, aber man schliesslich doch entscheidet, dass ausgeschrieben werden soll, dann ist 
Feuer unter dem Dach, dann ist es wie ein Schlag ins Gesicht. Wenn es aber klare, objek-
tive und transparente Abläufe gibt, werden diese Probleme auf ein Minimum reduziert. 
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Klare Mechanismen sind Machtspielen absolut vorzuziehen. Hier kommt hinzu, dass sich 
ja auch Interne nicht bewerben können. Also wenn das HR und der Abteilungsleiter Steffi 
als perfekte Nachfolge sehen, das Team aber Andrea besser fände, kann sich Andrea nicht 
einmal bewerben, denn die Stellen werden intern nicht ausgeschrieben. Das löst viel mehr 
Frust aus bei den Mitarbeitenden, wenn sie sich nicht intern bewerben können, als eine 
Ausschreibung bei designierten Nachfolger/Nachfolgerinnen. Die Gewerkschaft der Ver-
waltungsangestellten bestätigt übrigens, dass die aktuelle Praxis nicht im Interesse der Ar-
beitnehmenden ist und klare Abläufe vorzuziehen wären. Der zweite Punkt sagt, dass der 
Zwang zur Ausschreibung zusätzlichen Aufwand kreieren würde. Erstens besteht dieser 
Zwang bereits, es ist geltendes Gesetz. Nur in begründeten Einzelfällen kann darauf ver-
zichtet werden. Dass die Praxis in der Stadtverwaltung anders ist als das Gesetz, hat uns 
zu dieser Motion bewogen. Die Transparenz ist überall unter Beschuss aber die Selbstver-
ständlichkeit, mit der in der Botschaft die Transparenz klein geredet wird, erschreckt 
mich. Ich finde das sehr gefährlich, dass jeder die Regeln selber interpretieren und ausle-
gen darf und die Stadtverwaltung das offensichtlich aktiv macht. Ausserdem ist die Dar-
stellung in der Botschaft, dass die Stadt nur in begründeten Einzelfällen auf eine Aus-
schreibung verzichtet, schlicht falsch. Dieses Vorgehen ist eher der Regelfall. Auch die 
Gemeindeaufsicht bestätigt, dass der Regelfall die Ausschreibung sein müsse und sonst 
eine Aufsichtsbeschwerde jederzeit möglich sei. Wir haben die Motion so geschaltet, dass 
sie ab Lohnband 5, welches Führungspositionen wie Teamleiter beinhaltet, Ausschreibun-
gen vorsieht. Das ist streng genommen auch eine Aufweichung vom kantonalen Recht, das 
die Ausschreibungen auf allen Stufen vorsieht. Aber auch ganz allgemein, um wieder auf 
das Argument der Botschaft zurückzukommen, steht der Aufwand von Ausschreibungen 
unserer Meinung nach in keinem Verhältnis zum Ruf von der Stadt Aarau als faire und 
transparente Arbeitgeberin. Ausserdem handhaben das viele Städte wie Zürich und Bern 
erfolgreich anders, ohne dass ihr Ruf darunter leidet. Das dritte Argument lautet, dass sich 
externe Bewerbende ungerecht behandelt fühlen könnten. Es erstaunt mich, dass eine HR-
Abteilung so etwas schreibt. Sie sollten genügend Erfahrung mit Ausschreibungen haben, 
um das zu verhindern. In der Regel schreibt man in eine solche Ausschreibung einfach hin-
ein, dass zum Beispiel "Erfahrung in der Stadtverwaltung Aarau ein Plus ist". Dann weiss 
jede Person, worauf sie sich einlässt. Interne Bewerberinnen werden ermutigt, sich zu be-
werben. Vielleicht findet man dort sogar jemanden, den man gar nicht auf dem Radar 
hatte. Das letzte Argument ist das der Gefahr einer Rufschädigung. Dieses erscheint uns 
absurd. Wieso sollte eine Verwaltung, die erstens geltendes Recht einhält und zweitens 
klare, faire und transparente Abläufe hat, ihren Ruf riskieren? Ein solcher Ruf wäre hervor-
ragend und könnte auch rechtlichen Auseinandersetzungen vorbeugen. So, wie sich die 
Sache jetzt präsentiert, könnte man interpretieren, dass der Stadtrat vor allem linientreue 
Verwaltungsbeamte möchte und sich vor Innovation und Impulsen von aussen fürchtet. 
Dieser Eindruck ist sicher nicht gut für den Ruf der Stadt und schadet der Glaubwürdigkeit 
von Stadtrat und Verwaltung. Die SP-Fraktion steht einstimmig hinter dieser Motion und 
auch den Angestellten der Stadtverwaltung. Insbesondere stehen wir auch hinter dem 
neuen Stadtschreiber, was wir im persönlichen Gespräch schon ausgedrückt haben und 
was meine Fraktionskollegin auch schon hier im Rat gesagt hat. Er hätte die Stelle auch 
problemlos in einem transparenten Ausschreibungsverfahren erhalten und sich gegen ex-
terne Konkurrenz durchgesetzt, ohne dass geltendes Recht verletzt worden wäre. Und mit 
dem Effekt, dass er heute besser legitimiert wäre und wir diese Diskussion gar nicht füh-
ren müssten. 

Susanne Knörr, Mitglied: Diese Motion führte in unserer Fraktion zu reger Diskussion. Für 
eine interne Ausschreibung sprechen: die Möglichkeit zur Weiterentwicklung, die Karrier-
echancen, die Stärkung der Mitarbeiterbindung, die Kosteneinsparungen bei Inseraten, 
kürzere Einarbeitungszeiten, Strukturen und Prozesse sind vertraut. Kurz: Fähigkeit, Ar-
beitsweise und Zuverlässigkeit eines Mitarbeiters sind bereits bekannt. Bei einer externen 
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Suche ergibt sich eine grössere Vielfalt an Kandidierenden mit unterschiedlichen Erfahrun-
gen, Kenntnissen und neuen Perspektiven, frischen Ideen, Innovationen. Dank anderer An-
sätze vermeidet man auch eventuell eine Betriebsblindheit durch zu viele interne Beset-
zungen. Wir finden es eine gute Lösung, die offenen Stellen intern wie auch extern 
auszuschreiben. Offen für Neues. Es maximiert die Chance, den besten neuen Mitarbeiten-
den zu finden. Es ist transparent und fair. Die Fraktion der SVP stimmt geschlossen für die 
Überweisung der Motion. 

Regina Tschopp, Mitglied: Die FDP ist der Ansicht, dass es gute und berechtigte Gründe 
gibt für eine Ausschreibungspflicht von Stellen bei der Stadt. Gemeinden sollen nach 
transparenten und nachvollziehbaren Kriterien handeln, im Sinne des Öffentlichkeitsprin-
zips. Eine Ausschreibung gewährleistet den Zugang zum grössten Bewerberpool, was die 
Wahrscheinlichkeit für eine Besetzung durch den besten Bewerber erhöht. Das wiederum 
erhöht auch die Akzeptanz bei einer Besetzung innerhalb von der Stadtverwaltung und 
auch bei der Bevölkerung. Das gilt insbesondere für die höheren Kaderstellen. Die Gründe, 
welche der Stadtrat aufgeführt hat, die gegen eine Ausschreibung sprechen, die konnten 
wir von der FDP nur schwer nachvollziehen respektive die, die ich aufgeführt habe, müss-
ten bei weitem überwiegen. Die Motion verlangt eine Ausschreibung ab Lohnband 5. Das 
haben wir innerhalb der Fraktion ebenfalls diskutiert. Wir sind der Meinung, dass eine Aus-
schreibungspflicht ab Lohnband 5 zu weit geht. Wir würden eine Ausschreibungspflicht ab 
Lohnband 7 unterstützen. Wie es die Kantonalregelung vorsieht, erachten wir eine Ausnah-
memöglichkeit als sinnvoll. Bei weiteren Diskussionen war in der Fraktion nicht ganz klar, 
ob der Stadtrat im Fall einer Überweisung einen Handlungsspielraum hat bei der Umset-
zung der Motion oder ob bei einer Überweisung eine Ausschreibungspflicht wirklich ab 
Lohnband 5 fix umgesetzt werden muss. Davon hängt unser Abstimmungsverhalten ab, 
ob wir die Motion überweisen oder nicht. Wir würden es begrüssen, wenn der Stadtrat 
dazu Stellung nehmen könnte. 

Martina Niggli, Mitglied: Die vorliegende Motion zur Ausschreibungspflicht wurde in der 
Grünen Fraktion sehr kontrovers diskutiert. Im Grundsatz verstehen wir das Anliegen der 
Motionärinnen und können es auch nachvollziehen. Es gibt zwei grössere "Abers", die ich 
kurz erläutern möchte. Das erste aber deckt sich stark mit der Ausführung des Stadtrats 
und das betrifft die Entwicklungsmöglichkeiten von internen Mitarbeitern. Für die Attrakti-
vität von jedem Unternehmen und so auch für die städtische Behörde ist es enorm wichtig, 
dass interne Mitarbeiter gefördert werden und die Möglichkeit zur persönlichen Weiterent-
wicklung klar vorhanden sind. Gibt es also eine Vakanz und ist ein valabler interner Kandi-
dat vorhanden und die Betonung liegt auf valabel, dann soll demjenigen die Chance einge-
räumt werden, den Schritt machen zu können: Nota Bene in einem regulären Bewerbungs-
prozess und nicht einfach ohne jegliche zusätzliche Prüfung. Besteht aber die Pflicht für 
eine Ausschreibung, bekommt ein mögliches Bewerbungsverfahren entweder zu einer Ali-
biübung, die unnötige Ressourcen verschwendet, oder es wird tatsächlich ein besserer, 
passenderer Kandidat gefunden. Das ist zwar vordergründig gut für die Stadt, doch der 
übergangene interne Mitarbeiter könnte seinerseits entsprechende Konsequenzen ziehen 
und künden. Das könnte einerseits der Attraktivität der Stadt als Arbeitgeberin schaden, 
weil man interne Mitarbeiter nicht fördert. Andererseits ist es in Anbetracht des immer 
noch bestehenden Fachkräftemangels sicher eine Fluktuation, welche es zu vermeiden gilt. 
Der zweite und intensiv diskutierte Punkt betrifft die Lohnstufe, ab welcher die Pflicht ge-
fordert ist. Die Motionärinnen fordern die Pflicht ab Lohnstufe 5. Wir haben uns in der Dis-
kussion auf die Funktionen fokussiert. Lohnstufe 5 bedeutet, dass die Pflicht für Funktio-
nen wie Teamleitung und Sachbearbeitung bereits gelten würden. Wir finden das zu tief 
angesetzt. In unseren Augen wäre eine Pflicht für Funktionen wie Sektions- und Abtei-
lungsleitungen angebracht. Das wäre also Lohnstufe 7, wie das auch Regina Tschopp aus-
geführt hat. Wir haben das den Motionärinnen im Vorfeld so mitgeteilt und finde es 
schade, ist es nicht angepasst worden. Eventuell würde die Motion so durchkommen, je 



 

Sitzung vom 18. November 2024 

Seite 382  

nach Abstimmungsverhalten. Zusammengefasst gibt es in unserer Fraktion durchaus Sym-
pathien für den Antrag. Darum wird es die eine oder andere Ja-Stimme aus unserem Lager 
geben. Grossmehrheitlich werden wir die Motion aber ablehnen. 

Samir Hertig, Mitglied: Auch unsere Fraktion hat grundsätzlich Sympathien für das Anlie-
gen dieser Motion nach mehr Transparenz. Wir sind ebenfalls der Meinung, dass wo im-
mer es auch sinnvoll ist, öffentlich ausgeschrieben werden soll. Wir sehen aber eine 
Pflicht, so wie es die Motion vorsieht, ab Lohnband 5 zu tief angesetzt. Wenn man diese 
Motion überweisen würde, wäre das Volumen der Stellen, die man zusätzlich neu öffent-
lich ausschreibt, sehr hoch. Wenn die Stadt Aarau die Stellen öffentlich ausschreibt, müs-
sen die entsprechenden Bewerbungen seriös geprüft werden. Das wiederum kostet Zeit 
und Geld. Dementsprechend müsste auch das Personal etc. aufgestockt werden. Stellt man 
sich vor, dass eine oder mehrere interne Personen für eine Stelle interessiert und geeignet 
sind, würde eine öffentliche Ausschreibung zu reiner Formalität verkommen. Das wäre we-
der effizient noch fair gegenüber externen Bewerbenden. Grundsätzlich lässt sich auch 
hinterfragen, ob ein Lohnband ein sinnvolles Kriterium ist, um zu entscheiden, ob eine 
Stelle öffentlich ausgeschrieben werden sollte. Deshalb finden wir den Spielraum, wie es 
jetzt vorgesehen ist, gut. Wenn es zu einer Pflicht kommen sollte, dann sprechen wir uns 
eher für die obersten zwei bis drei Lohnbänder aus. Wir sind gespannt auf die Ausführun-
gen des Stadtrats, inwiefern der Motions-Text bindend ist. Wir sind grundsätzlich der Mei-
nung, dass es mehr Vorteile bietet, wenn man von Fall zu Fall entscheiden kann, ob eine 
Stelle öffentlich ausgeschrieben werden soll. Wir vertrauen den Personalverantwortlichen 
der Stadt Aarau, dass fair gearbeitet wird. Ein möglicher alternativer Lösungsvorschlag 
wäre, dass sämtliche Stellen über alle Lohnbänder intern ausgeschrieben werden. Somit 
wird intern Transparenz geschaffen. Die Vakanz könnte auch in den Teams in geeigneter 
Form kommuniziert werden. Es kann auch sehr niederschwellig sein. Es wäre aber grund-
sätzlich sinnvoll, wenn das Vorgehen bei offenen Stellen standardisiert wäre. Das, so fin-
den wir, ist aber Aufgabe der Personalabteilung beziehungsweise des Stadtrats. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Wir haben die Formulierung, dass alle offenen 
Stellen ab Lohnband 5 und Positionen mit Führungsverantwortung auf allen Lohnstufen in-
tern und öffentlich ausgeschrieben werden müssen. Diese Formulierung tönt für mich ver-
bindlich. Wenn man das so nicht umsetzten würde, stelle ich mir vor, dass das den Motio-
närinnen und Motionären nicht entsprechen würde. Natürlich kann man das so umsetzen. 
Vielleicht arbeiten Sie selber schon jahrelang an einem Ort wie der Stadt Aarau auf Lohn-
stufe vier, fünf, sechs oder sieben und dann kommt es zu einer Nachfolgeregelung des 
Vorgesetzten. Stellen Sie sich diese Situation vor. Es liegen beste Qualifikationen vor, die 
Motivation, die Nachfolge anzutreten ist sehr gross. Wegen einer reglementarischen Be-
stimmung kommt es zur Zwangsausschreibung. Es gibt immer Kandidaten, die besser 
sind. Die jahrelange Anstellungspraxis zeigt effektiv, dass sich externe Bewerbende veräp-
pelt fühlen, wenn "intern eine Lösung gefunden wird". Umgekehrt ist das natürlich ge-
nauso schwierig. Wir hatten auch schon die Situation, dass eine externe Person für eine 
entsprechende Funktion gewählt wurde und die interne Mitarbeitende, welche am Start ge-
standen wäre, als Reaktion darauf die Kündigung einreichte. Das ist die tagtägliche Arbeit 
der Anstellungen innerhalb der Abteilungen, innerhalb der Sektionen, innerhalb der Insti-
tution. 

Die hauptsächliche Mitarbeiterentwicklung geschieht innerhalb der Verwaltungsbereiche, 
Institutionen und Abteilungen. Sie wird nicht vom Stadtrat oder von der Personalabteilung 
angestossen. Die Weiterentwicklung des Personals läuft über die Führungspersonen auf 
verschiedenen Ebenen. Ich bitte um den nötigen Spielraum für die Vorgesetzten und deren 
Mitarbeitende. Die Stadt Aarau verfügt über breite Spektren, kleine Teams und gute Ent-
wicklungsmöglichkeiten. Mit einer Pflicht, die Stellen intern und extern auszuschreiben, 
verhindern wir gute Möglichkeiten. Interne Bewerbungen sind im Übrigen immer möglich. 
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Wir kommunizierten schon Vakanzen intern: Kürzlich hatten wir eine interne und eine ex-
terne Bewerbung auf dem Tisch. Es gibt kein Verbot, Bewerbungen einzureichen. Auch 
spontane Bewerbungen sind willkommen. Ein Zwang zur Ausschreibung ab Lohnband 5 
von 10 Lohnbändern geht dem Stadtrat zu weit. Ich bitte deshalb, die Motion nicht zu 
überweisen. 

Simon Burger, Mitglied: Ich erwidere einen Punkt und ersuche den Stadtpräsident zu re-
flektieren. Er hat erwähnt, dass die Motion so wie vorgelegt, bei Annahme bindend ist. Das 
heisst, der Stadtrat wird verpflichtet, eine Vorlage zuhanden des Einwohnerrates auszuar-
beiten. Die Vorlage kommt dann zurück in den Einwohnerrat und kann wieder abgeändert 
werden. Wenn es nur um die Frage geht, ob wir die Ausschreibung ab Lohnband 5 oder 7 
wollen, dann kann man das überweisen. Der Stadtrat wird eine Vorlage ausarbeiten, ab 
Lohnband 5, so wie es die Motion vorsieht und der Einwohnerrat kann das entsprechend 
ändern. Das wollte ich präzisieren beziehungsweise ich will den Stadtrat noch einmal ein-
laden, zu präzisieren, ob ich das richtig sehe oder nicht. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Das ist so möglich. Allerdings wäre es sinnvoller, 
wenn das Begehren zurückgezogen und nochmals überarbeitet würde. Was soll tatsächlich 
ausgeschrieben werden? Wenn das nicht geschieht, bedeutet das für den Stadt- und Ein-
wohnerrat nochmals ein Geschäft, was wiederum grossen Aufwand generiert. Und wir ver-
unsichern Mitarbeitende, welche in diesen Lohnbändern tätig sind, unnötig. Dem vorzuzie-
hen wäre ein Rückzug der Motion, wie es heute Abend bereits zweimal geschehen ist. Für 
die Motionärinnen entstünde die Möglichkeit, das Anliegen nochmals zu überdenken und 
zu überarbeiten. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Voten gemeldet werden, gelangen 
wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 24 gegen 23 Stimmen bei einer Enthaltung folgenden 

Beschluss 

Die Motion "Anpassung des Personalreglements – interne und externe (öffentliche) Aus-
schreibung von Stellen" wird nicht überwiesen.  

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Anja Kaufmann, Präsidentin: Heute verabschieden wir zwei Personen. Zum einen Fabi-
enne Luder. Sie erklärte den Rücktritt per 11. November 2024 aus dem Einwohnerrat. Sie 
überlässt uns folgende Zeilen:  

Die letzten drei Jahre mit euch haben unglaublich viel Spass bereitet. Ich habe es genos-
sen, ein Teil des Ratsbetriebs sein zu dürfen und mit euch zusammen unsere wunder-
schöne Stadt noch mehr zu einem zu Hause für alle zu gestalten. Ich durfte in dieser Zeit 
viel dazu lernen und Facetten von Aarau sehen und kennen lernen, die mir vorher unbe-
kannt waren. Die offene und hilfsbereite Art unter uns und vom Ratsbüro sowie die meis-
ten respektvollen Diskussionen in und ausserhalb dieses Gebäudes werden mir in bester 
Erinnerung bleiben. Aber alles hat einmal ein Ende und meine Reise als Einwohnerrätin ist 
nun leider da angekommen. Im Sommer habe ich mein Studium beendet und bin nun of-
fen und bereit für neue Abenteuer und somit ungebundener denn je. Wohin sich mein Le-
ben längerfristig begibt, ist noch unklar. Fürs Erste zieht es mich aber wieder einmal in die 
Berge, an die Sonne und in den Schnee nach Davos. Also falls ihr diesen Winter im Bünd-
nerland unterwegs seid, scheut euch nicht auf einen Kaffee vorbeizukommen. Wie man so 
schön sagt, sieht man sich immer mindestens zweimal im Leben. Vielleicht bin ich irgend-
wann zurück in diesem Haus oder zumindest im schönsten Städtchen der Schweiz. Aarau 
ist zu meinem zu Hause geworden. Tschüss und bis bald.  

Fabienne Luder war Mitglied im Einwohnerrat vom 1. Januar 2022 bis heute. Sie hat sich 
unter anderem mit intensiven Voten für Freiräume und sichere Treffpunkte für Jugendliche 
in Aarau eingesetzt. Vielen Dank für die Arbeit und das Engagement. Alles Gute auf dem 
weiteren Weg, privat wie auch in der Politik.  

Ebenfalls verabschieden wir heute Beatrice Zahnd. Nebst vielen anderen Aufgaben war 
Beatrice Zahnd seit dem 1. März 2018 für das Einwohnerratsprotokoll zuständig. Herzli-
chen Dank und alles Gute auf dem weiteren Weg.  

Die letzte Sitzung im Dezember möchten wir früher starten, um 18.30 Uhr. Somit hätten 
wir genügend Zeit, für einen Jahresabschluss-Anlass. 
 
Schluss der Sitzung 21.20 Uhr 
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